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Die Stiftung Schweizerischer Bankenombudsman hat den Zweck, Bankkunden mit einem Ombudsman eine neutrale und 

unabhängige Informations- und Vermittlungsstelle ohne Rechtsprechungsbefugnis zur Verfügung zu stellen. Die Tätigkeit 

des Ombudsman erstreckt sich auf das ganze Gebiet der Schweiz.

Gestützt auf Artikel 7.1 der Verfahrensordnung für den Schweizerischen Bankenombudsman informiert der Ombudsman 

mindestens einmal jährlich über seine Tätigkeit (Jahresbericht, Pressekonferenz).
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Editorial
2019 hätte für die Ombudsstelle ein Übergangsjahr werden 

sollen. Wir haben es uns weniger einschneidend vorgestellt. Der 

Stiftungs rat, der Ombudsman und seine Mitarbeitenden mussten 

mit grosser Trauer den Verlust ihrer geschätzten Präsidentin hin-

nehmen.  Annemarie Huber-Hotz ist völlig unerwartet verstorben. 

Welche Ironie des Schicksals: Als ihr Mandat diskussionslos das 

zweite Mal erneuert wurde, teilte sie uns Folgendes mit: «Sagt mir 

dann bitte, wenn ihr findet, es sei für mich Zeit zurückzutreten.» 

Nun hat das Schicksal entschieden.

Innerhalb der Stiftung waren sich alle einig, dass keine Eile für 

einen Wechsel besteht. Mit ihrem wachen Geist bewahrte 

 Annemarie einen jugendlichen Enthusiasmus, immer motiviert, 

voranzuschreiten. Zutiefst menschlich und wohlwollend, ver - 

stand sie es, ihre Überzeugungen zu vertreten, wobei sie für 

andere Ansichten stets offen war. Sie fehlt uns sehr. Im Namen 

des Stiftungsrates und der Kollegen der Ombudsstelle spreche 

ich ihr hiermit meinen herzlichen Dank aus.

Ich habe von einem Übergangsjahr gesprochen. Im Hinblick auf das neue Finanzdienstleistungsgesetz, welches 

am 1. Januar 2020 in Kraft getreten ist, hat der Bankenombudsman an seinen Statuten und Reglementen 

diverse Anpassungen vorgenommen. Dieses Gesetz verpflichtet unter anderem alle Finanzdienstleister, sich 

einer anerkannten Ombudsstelle anzuschliessen und ihre Kunden darüber in Kenntnis zu setzen. Innerhalb 

der vorgesehenen Frist wurde der zuständigen Behörde ein Gesuch für die Anerkennung des Schweizerischen 

Bankenombudsman als Ombudsstelle im Sinne des Gesetzes eingereicht.

2019 war der Ombudsman mit einer Anzahl thematisch bereits aus den Vorjahren bekannter Beschwerdefälle 

konfrontiert, wie zum Beispiel Auseinandersetzungen um Gebühren und Kosten oder die Berechnung von Vor-

fälligkeits entschädigungen für vorzeitig aufgelöste Festhypotheken, ohne dass sich jedoch Fälle zu bestimmten 

Themen besonders gehäuft hätten. Allerdings hat sich eine gewisse Tendenz in der Anzahl Beschwerden zu 

gewissen Themen fortgesetzt, welche sich bereits im Vorjahr abgezeichnet hatte. Abwicklungsprobleme nahmen 

zu, gefolgt von Fällen zu Gebühren und Kosten. Wie üblich finden Sie im Jahresbericht eine nach Themen geord-

nete Auswahl dieser Beschwerdefälle.

Bevor ich meine kurze Einführung schliesse, möchte ich denjenigen danken, welche mit ihrer wertvollen Hilfe 

dazu beitragen, die Beschwerden der Kunden Lösungen zuzuführen. Allen voran unseren Ansprechpartnern bei 

den Banken sowie dem Stiftungsrat für seine nachhaltige Unterstützung und nicht zuletzt den Mitarbeitenden 

der Ombudsstelle, welche sich Tag für Tag engagiert und kompetent für einvernehmliche Lösungen einsetzen.

Marco Franchetti 

Ombudsman
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Zahlen des Jahres

Detaillierte Angaben sind dem Kapitel Zahlen und Fakten ab Seite 44 zu entnehmen.

  Anfragen ohne Vermittlungsgesuch

  Vermittlungsgesuch, Unterlagen ausgeblieben

  Vermittlungsgesuch, nicht zuständig

  Vermittlungsgesuch, Kunde an Bank verwiesen

  Vermittlungsgesuch, Bescheid ohne Intervention

  Intervention bei der Bank, keine Korrektur angezeigt

  Intervention bei der Bank, Korrektur angezeigt, von der Bank akzeptiert

  Intervention bei der Bank, Korrektur angezeigt, von der Bank verweigert

ALLE FÄLLE 2019 NACH SACHGEBIET (TOTAL 2013)

ALLE FÄLLE 2019 NACH PROBLEMURSACHE (TOTAL 2013)

ERLEDIGUNG ALLER SCHRIFTLICHEN FÄLLE 2019 (TOTAL 715)

  Anlageberatung, Vermögensverwaltung

  Börse, Depot

  Kredite, Hypotheken

  Konto, Zahlungsverkehr, Karten

  Diverses

  Beratung

  Abwicklung

  Betrug

  Legitimation

  Gebühren

  Technik/E-Banking

  Fehler Kunde

  Anforderung Bank

  Restriktion Bank

  Anderes

Schweizerischer Bankenombudsman | Jahresbericht 2019 | Zahlen des Jahres
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OMBUDSVERFAHREN

Wie in den Vorjahren befasste sich der Ombudsman im Be - 

richtsjahr mit einer grossen Anzahl von verschiedenartigen 

Beschwerdefällen zu diversen von Banken angebotenen Pro-

dukten und Dienstleistungen. Auf den Seiten 16–43 finden 

sich ausgewählte Fallbeispiele.

Besonders erwähnenswert sind unter anderem die Fälle zu 

Vorfälligkeitsentschädigungen im Zusammenhang mit nega-

tiven Wiederanlagesätzen. 2018 gab es dazu erste Gerichtsur-

teile. Im Be richtsjahr wurde eines dieser Urteile vom Zürcher 

Obergericht in einem umfassend begründeten Entscheid 

 be stätigt. Der Ombudsman hat dazu auf seiner Website 

www.bankingombudsman.ch einen Artikel mit dem Titel 

 «Negativzinsen bei Vorfälligkeitsentschädigungen» ver-

öffentlicht.

Einige Banken haben ihre vertraglichen Bestimmungen zur 

Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigungen zwischenzeit-

lich angepasst. Im Fall 2019/04 vertrat die Bank die Ansicht, 

eine solche Anpassung bereits für eine laufende Festhypothek 

gültig vornehmen zu können. Auch bei Gebührenerhöhungen 

stellt sich immer wieder das Problem, dass Banken diese 

manchmal während der Bindungsfrist von Verträgen mit fester 

Laufzeit vornehmen wollen. Der Ombudsman vertritt seit jeher 

die Ansicht, dass solche Anpassungen erst nach Ablauf einer 

entsprechenden Bindungsfrist wirksam werden können. Siehe 

dazu die Fälle 2019/15 und 2019/16.

Im Depotgeschäft stellt sich immer wieder die Frage, wie weit 

die üblicherweise in den Depotbestimmungen der Banken gere-

gelten einfachen Verwaltungshandlungen gehen und welche 

Informationen der Emittenten von Wertschriften an die Kunden 

weitergeleitet werden müssen. Diese Problematik ist Ge gen-

stand der Fälle 2019/12 und 2019/13. Unter dem Kapitel «Börse 

und Depot» findet sich schliesslich zusätzlich ein inte ressanter 

Fall zur Aufspaltung einer Kryptowährung (2019/14).

Die Fälle 2019/06, 2019/07 und 2019/08 behandeln Be-

schwerden zur Verantwortung der Bank bei einem ungenü-

genden oder negativen Anlageerfolg. In den Fällen 2019/10 

und 2019/11 war die Frage umstritten, inwieweit eine Bank 

steuerliche Überlegungen bei der Anlageberatung respektive 

der Vermögens verwaltung einfliessen lassen muss. Im letz-

teren Fall sowie im Fall 2019/09 war schliesslich fraglich, ob 

ein empfohlenes Produkt mit dem erstellten Kundenprofil in 

Übereinstimmung gebracht werden kann. Das Thema «Anla-

geberatung und Vermögensverwaltung» bildet nach stehend 

Gegenstand von weiteren Ausführungen.

Auch das unschöne Thema «Missbrauch und Betrug» beschäf-

tigt den Ombudsman leider jedes Jahr. Im Fall 2019/19 berief 

sich die Bank in einem Fall von E-Banking-Betrug auf Haftungs-

klauseln in ihren E-Banking-Bestimmungen, ohne dass sie 

 überzeugend nachweisen konnte, dass mit der Kundin über-

haupt ein solcher Vertrag abgeschlossen worden war. Der Fall 

2019/18 schildert einen Beschwerdefall, in welchem eine 

gestohlene Kreditkarte von den unbekannten Tätern aus-

schliesslich mit der Contactless-Funktion ohne PIN-Eingabe 

missbraucht wurde. Im einzigen Fall unter dem Kapitel «Devi-

senhandel» vertrat der Kunde die Ansicht, die Bank habe seine 

offenen Devisenpositionen zu nicht marktgerechten Preisen 

geschlossen (2019/22).

Seit jeher bemüht sich der Ombudsman, dass er rasch und 

ohne grosse Formalitäten kontaktiert werden kann. Im Ge - 

gensatz zu vielen anderen Ombudsstellen verzichtet er darauf, 

für eine schriftliche Eingabe auf einer starren Eingabestruktur 

mit einer Formularpflicht zu bestehen. Er erwartet jedoch, dass 

sich die Kunden bemühen, ihre Anliegen klar zu formulieren 

und mit den für das Verständnis wesentlichen Unterlagen zu 

dokumentieren. Es gehört nicht zu seinen Aufgaben, chaoti-

sche Dossiers zu ordnen und einen Beschwerdefall – ähnlich 

einem Anwalt oder Treuhänder – für den Kunden zu struktu-

rieren. Eine solche Tätigkeit wäre mit derjenigen eines unab-

hängigen und neutralen Vermittlers nicht zu vereinbaren und 

würde zudem die Ressourcen zum Nachteil anderer Kunden 

übermässig belasten. Wünschen Kunden die Vermittlung des 

Ombudsman, ist unabdingbar, dass sie zuerst selbst bei der 

Direktion der Bank schriftlich reklamieren, ihre Anliegen in 

vollständiger Form vorbringen und eine schriftliche Stellung-

nahme dazu einfordern, bevor sie ihr Dossier dem Ombudsman 

unterbreiten. Er kann nicht als Vermittler tätig werden, bevor 

er nicht den wesentlichen Standpunkt der beiden Parteien 

kennt.

In der heutigen Zeit ist es möglich, dass Telefongespräche von 

überall her und auch von unterwegs geführt werden. Wenn der 

Ombudsman telefonisch kontaktiert wird, sind schlechte 

Gesprächsverbindungen mit starken Nebengeräuschen ein 

zunehmendes Problem. Manchmal ist eine vernünftige Dis-

kussion schlicht nicht möglich. Rückfragen können nicht be-

antwortet werden, da die Kunden die nötigen Unterlagen nicht 

zur Hand haben. Der Ombudsman empfiehlt, dass die Kunden 

für eine telefonische Kontaktnahme einen ruhigen Moment 

abwarten, sich Zeit nehmen und die notwendigen Unterlagen 

griffbereit haben. Das gehört zu einem respektvollen Umgang 

mit der Zeit des anderen und führt zu einer besseren Bera-

tungsqualität zur Zufriedenheit beider Gesprächspartner.

2019 in Kürze
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ZAHLEN IN KÜRZE

Der Bankenombudsman hat im Berichtsjahr insgesamt 2013 

Fälle (1298 mündliche und 715 schriftliche) abgeschlossen. 

Während die Anzahl der schriftlichen Fälle aus der Deutsch-

schweiz markant um 27 % abnahm, zeigte sich bei den Bank-

kunden aus den übrigen Regionen eine leichte Zunahme der 

schriftlich eingereichten Fälle. Bei den mündlichen Fällen 

legten die Anfragen aus dem Inland um 20 % zu, während die-

jenigen aus dem Ausland um 6 % abgenommen haben. Insge-

samt führte dies zu einer Zunahme von rund 5 % gegenüber 

dem Vorjahr.

Mit 62 % Anteil am Gesamtvolumen hat die seit 2011 beste-

hende Dominanz des Sachgebiets «Konto, Zahlungsverkehr, 

Karten» noch einmal weiter zugenommen. Fast drei Viertel 

davon betrafen Fälle der Teilgebiete «Konto/Sparheft» und 

«Bankbeziehung generell». Hauptthemen waren hier mit 

Anteilen von 30 % und 27 % Legitimations- und Abwicklungs-

fragen, während Gebührenfragen nur noch 20 % ausmachten.

Beim Sachgebiet «Kredite, Hypotheken» wurde der rückläu -

fige Trend der Vorjahre gestoppt, und sein Anteil hat sich leicht 

auf 14 % erhöht. Grösstes Teilgebiet bilden mit beinahe 50 % 

der Fälle erneut die «Festhypotheken», wo Streitigkeiten bei 

der Auflösung (Vorfälligkeitsprämie bei vorzeitiger Rückzah-

lung, Abschlussgebühr) im Vordergrund standen.

Die wichtigste Problemursache stellten wie bereits im Vorjahr 

«Abwicklungsfragen» dar, welche Auslöser für 254 Eingaben 

beim Bankenombudsman waren. 142 dieser Fälle entfielen auf 

das Sachgebiet «Konto, Zahlungsverkehr, Karten». «Gebühren-

fragen» standen bei weiteren 134 Fällen am Ursprung. Wie bei 

den «Abwicklungsfragen» betraf mit 77 Fällen die Mehrheit das 

Sachgebiet «Konto, Zahlungsverkehr, Karten».

37 % der Bankkunden stammen aus dem Ausland, wobei die 

unmittelbaren Nachbarländer Deutschland und Frankreich wie 

im Vorjahr dominiert haben. Die Herkunft der Schweizer 

Kunden entspricht wie jedes Jahr in etwa den effektiven Bevöl-

kerungsanteilen der einzelnen Sprachregionen. 

Bei 81 % der schriftlichen Fälle betrug der Streitwert maximal 

100 000 CHF und 85 % der Fälle konnten innerhalb der ange-

strebten Frist von 3 Monaten abgeschlossen werden. Ausser-

ordentlich lange Bearbeitungszeiten von über 6 Monaten traten 

bei lediglich 5 % der Fälle auf.

Der Bankenombudsman hat insgesamt in 188 Fällen (26 % der 

schriftlichen Fälle) bei der Bank interveniert und empfahl nach 

vertiefter Faktenanalyse in 118 Fällen ein Entgegenkommen 

der Bank. In 7 Fällen (6 %) folgte die jeweilige Bank der Emp-

fehlung des Ombudsman nicht.

Die detaillierten statistischen Angaben zu den mündlich und 

schriftlich eingereichten Beschwerden finden sich auf den 

Seiten 44 – 53.

FINANZDIENSTLEISTUNGSGESETZ FIDLEG

Nachdem der Ombudsman in den Vorjahren intensiv im 

 Gesetzgebungsprozess für das Finanzdienstleistungsgesetz 

FIDLEG engagiert war, befasste er sich im Berichtsjahr in 

 vielfältiger Hinsicht mit den Auswirkungen und der Umsetzung 

der neuen gesetzlichen Regelungen betreffend die Ombuds-

stellen für seine Institution. Dabei standen zwei Aspekte im 

Vordergrund: einerseits die neue gesetzliche Anschlusspflicht 

an eine Ombudsstelle für Finanzdienstleister und Finanz  in-

stitute und andererseits das neue gesetzliche Erfordernis für 

Ombudsstellen, eine Anerkennung durch das Eidgenössische 

Finanzdepartement EFD zu erlangen.

Mit Bezug auf den ersten Aspekt war dabei von Bedeutung, 

dass Aufgabe und Zuständigkeitsbereich des Schweizerischen 

Bankenombudsman in den Statuten seiner Trägerstiftung und 

in der vom Stiftungsrat erlassenen Verfahrensordnung fest-

gelegt sind. Seit die Schweizerische Bankiervereinigung die 

Stiftung Schweizerischer Bankenombudsman als Bestandteil 

der Selbstregulierung der Bankbranche ins Leben gerufen und 

der erste Ombudsman im April 1993 seine Tätigkeit aufge-

nommen hatte, besagten diese Regularien, dass der Schwei-

zerische Bankenombudsman für die «Bankkunden» der Mit-

gliedinstitute der Stifterin als unabhängige und neutrale 

Informations- und Vermittlungsstelle ohne Rechtsprechungs-

befugnis wirkt und sich mit Fragen und Beschwerden von 

 Bankkunden zu Geschäften, die durch «Banken» mit Sitz in der 

Schweiz getätigt werden, befasst.

Nachdem die neue Finanzmarktgesetzgebung nicht nur 

Banken, sondern grundsätzlich alle Finanzdienstleister gemäss 

FIDLEG und Finanzinstitute im Sinne des Finanzinstituts-

gesetzes FINIG verpflichtet, sich einer Ombudsstelle anzu-

schliessen, hat die Schweizerische Bankiervereinigung 

 entschieden, dass der Bankenombudsman die Ombudsstelle 

für alle ihre Mitgliedinstitute sein soll, die einer gesetzlichen 

Anschlusspflicht an eine solche unterliegen, also auch für 

 Mitgliedinstitute, die über eine andere als eine Banklizenz 

 verfügen. Um dies zu verdeutlichen, hat die Generalver-

sammlung der Schweizerischen Bankiervereinigung am  

12. September 2019 eine entsprechende Anpassung des Leit-

bilds der Branchenorganisation beschlossen, und deren Ver-

waltungsrat als zuständiges Organ der Stifterin der Stiftung 

Schweizerischer Bankenombudsman eine analoge Anpassung 

in Artikel 3 der Stiftungsurkunde.
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Um diesem erweiterten statutarischen Auftrag Rechnung 

zu tragen, hat in der Folge der Stiftungsrat der Stiftung 

 Schweizerischer Bankenombudsman an seiner Sitzung vom 

21. November 2019 eine Anpassung der Terminologie in der 

Verfahrensordnung für den Bankenombudsman beschlossen, 

indem durchgehend der Begriff «Bankkunde» durch den allge-

meineren Begriff «Kunde» und der Begriff «Bank» durch den 

allgemeineren Begriff «Institut» ersetzt wurde. Zudem wurde 

die Umschreibung der Zuständigkeit des Ombudsman in 

Artikel 2.1 der Verfahrensordnung dahingehend erweitert, 

dass der Ombudsman sich nicht nur wie bis anhin mit Fragen 

und Beschwerden zu «Geschäften», die durch «Banken» getä-

tigt werden befasst, sondern neu mit solchen zu «Bank- und 

Finanzdienstleistungsgeschäften», die durch «Institute» getä-

tigt werden.

Bezüglich des zweiten Aspekts galt es für den Ombudsman 

und für die anderen jeweils zuständigen Instanzen, auch in 

 formeller Hinsicht die in Artikel 84 Absatz 2 FIDLEG aufge-

führten Voraussetzungen für die Erlangung der Anerkennung 

durch das Eidgenössische Finanzdepartement EFD zu schaffen.

Der Ombudsman hat daher in Abstimmung mit verschiedenen 

Stakeholdern ein neues Organisationsreglement und eine neue 

Beitrags- und Kostenordnung erarbeitet, die vom Stiftungsrat 

am 21. November 2019 mit Wirkung auf das Inkrafttreten des 

FIDLEG am 1. Januar 2020 verabschiedet wurden.

Im September 2019 hat das Eidgenössische Finanzdeparte-

ment EFD mit der Publikation eines Merkblattes unter Vorbe-

halt der anstehenden Beschlüsse des Bundesrats zur Inkraft-

setzung der neuen Finanzmarktgesetze und zum Erlass der 

Ausführungsverordnungen die Anforderungen an Anerken-

nungsgesuche von Ombudsstellen konkretisiert. Der Bundes-

 rat hat die erforderlichen Beschlüsse am 6. November 2019 

gefasst und publiziert, worauf der Ombudsman Ende Novem-

 ber 2019 dem Eidgenössischen Finanzdepartement EFD 

 fristgerecht das formelle Gesuch um Erteilung der Anerken-

nung der Institution Schweizerischer Bankenombudsman 

als Ombudsstelle gemäss Artikel 84 Absatz 1 FIDLEG einge-

reicht hat.
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FINANZDIENSTLEISTUNGEN: 

VERMÖGENSVERWALTUNG, ANLAGEBERATUNG UND 

GESCHÄFTE BETREFFEND FINANZINSTRUMENTE

Für die Tätigkeit des Ombudsman sind selbstverständlich nicht 

nur die Bestimmungen des FIDLEG zu den Ombudsstellen von 

Bedeutung, sondern auch die Verhaltensregeln, die gemäss 

den Bestimmungen im zweiten Kapitel des neuen Gesetzes 

von allen Finanzdienstleistern zu befolgen sind bzw. sein 

werden.

Gewisse dieser Verhaltensregeln, namentlich die fundamen-

talen Informations- sowie die Dokumentations- und Rechen-

schaftspflichten, werden für alle Arten von Finanzdienstleis-

tungen gelten, d. h. sowohl für die Anlageberatung und die 

Vermögensverwaltung, wie auch für die blosse Entgegennahme 

und Ausführung bzw. Übermittlung von Kundenaufträgen, die 

Finanzinstrumente zum Gegenstand haben. 

Ausserdem wird Finanzdienstleistern, die eine Anlageberatung 

oder eine Vermögensverwaltung erbringen, die Pflicht obliegen, 

eine Angemessenheits- oder eine Eignungsprüfung durchzu-

führen. Erbringt der Finanzdienstleister eine Anlageberatung 

für einzelne Transaktionen, ohne dafür das gesamte Portfolio 

zu berücksichtigen, muss er sich über die Kenntnisse und Erfah-

rungen seiner Kundinnen und Kunden erkundigen und vor der 

Empfehlung von Finanzinstrumenten prüfen, ob diese für die 

Kundin oder den Kunden angemessen sind. Darüber hinaus 

muss der Finanzdienstleister sich über die finanziellen Verhält-

nisse und Anlageziele der Kundin oder des Kunden erkundigen, 

wenn er eine Anlageberatung unter Berücksichtigung des Kun-

denportfolios oder eine Vermögensverwaltung erbringt. 

Die Anforderungen an die Erbringung von Finanzdienstleistung 

und das Anbieten von Finanzinstrumenten wurden vom Bun-

desrat in der Finanzdienstleistungsverordnung FIDLEV kon-

kretisiert. Was die Eignungsprüfung anbelangt, ist in dieser 

namentlich festgelegt, dass der Finanzdienstleister bei der 

Erkundigung über die finanziellen Verhältnisse des Kunden die 

Art und die Höhe des regelmässigen Einkommens, das Ver-

mögen sowie die aktuellen und künftigen finanziellen Verpflich-

tungen zu berücksichtigen hat. Zudem hat er bei der Erkundi-

gung über die Anlageziele des Kunden dessen Angaben, 

insbesondere zum Zeithorizont und zum Zweck der Anlage, die 

Risikobereitschaft sowie allfällige Anlagebeschränkungen zu 

berücksichtigen. Gestützt auf die eingeholten Informationen 

hat der Finanzdienstleister sodann für jede Kundin und jeden 

Kunden ein Risikoprofil zu erstellen sowie bei Vermögens-

verwaltungsmandaten und dauernden Beratungsverhältnissen 

mit dem Kunden eine Anlagestrategie zu vereinbaren.

Der Bundesrat hat beschlossen, sowohl die neuen Finanzmarkt-

gesetze wie auch die zugehörigen Verordnungen auf den 

1. Januar 2020 in Kraft zu setzen. Gemäss den von ihm fest-

gelegten Übergangsbestimmungen haben die Finanzdienst-

leister die Erfüllung der Informations-, Prüf-, Dokumentations- 

und Rechenschaftspflichten sowie die Pflichten zu Transparenz 

und Sorgfalt bei Kundenaufträgen innert zwei Jahren, d. h. bis 

spätestens Ende 2021 zu erfüllen. Bis dahin bzw. bis zu einem 

bestimmten früheren Zeitpunkt, auf den ein Finanzdienst -

leister die Verhaltenspflichten erfüllen will, gelten für die ein-

zelnen Finanzdienstleister die Verhaltensregeln der bisher für 

ihre Tätigkeit massgeblichen Finanzmarktgesetze weiter.

Obwohl die neuen Verhaltenspflichten somit noch nicht in Kraft 

waren, haben sie auch schon im Berichtsjahr Wirkungen in der 

Tätigkeit des Ombudsman gezeitigt. So hat der Ombudsman 

festgestellt, dass diverse Banken offenbar bereits begonnen 

hatten, ihre Prozesse und Dokumentationen auf die neuen 

Anforderungen auszurichten, und in diesem Zusammenhang 

von ihren Finanzdienstleistungskunden zusätzliche Informa-

tionen bzw. Dokumente eingefordert haben. Da, je nach der 

Art des massgeblichen Finanzdienstleistungsverhältnisses, 

auch Informationen erhoben und dokumentiert werden müssen, 

die weit in die finanzielle Privatsphäre der Kunden reichen, 

gelangten verschiedene verunsicherte Kunden mit Anfragen 

und Beschwerden an ihn, weil sie die Informations- und Doku-

mentationsbegehren ihrer Bank als nicht erforderlich oder gar 

übergriffig erachteten.

Umgekehrt wurden dem Ombudsman im Jahr 2019 einige Fälle 

unterbreitet, bei denen die Dokumentation der Bank mangel-

haft oder widersprüchlich war, indem beispielsweise die im 

Rahmen eines Beratungsmandates  erworbenen Finanzinstru-

mente nicht dem Ergebnis der Eignungsprüfung entsprachen. 

Auffallend war dabei auch, dass die Banken die von ihnen 

 vertretenen Positionen – die Investitionen hätten dem Kunden-

wunsch entsprochen, das Risikoprofil habe sich geändert – 

nicht dokumentieren konnten.

Die neuen Verhaltenspflichten des Finanzdienstleistungsge-

setzes sind aufsichtsrechtlicher Natur, so dass ihre Verletzung 

in erster Linie eine Sanktion durch die Aufsichtsbehörde zur 

Folge haben kann, aber nicht direkt eine zivilrechtliche Haf-

tung des Finanzdienstleisters für einen beim Kunden einge-

tretenen Schaden bewirkt. In anderen Worten kann der Kunde 

keine direkte Schadenersatzforderung wegen eines angebli-

chen Verstosses gegen diese Pflichten geltend machen. Nach 

überwiegender Ansicht soll den aufsichtsrechtlichen Ver-

haltenspflichten aber eine sogenannte Ausstrahlungswirkung 

auf das zivilrechtliche Verhältnis zwischen dem Finanzdienst-

leister und seinem Kunden zukommen. Inwiefern und inwie-

weit diese Ausstrahlungswirkung sich auf die zivilrechtlichen 

Haftungsvoraussetzungen für von Kunden erlittene Anlage-

schäden auswirken wird, wird am Ende durch die Praxis der 

Zivilgerichte bestimmt.
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Auch wenn der Ombudsman sich in seiner Tätigkeit weiterhin 

primär an den privatrechtlichen Grundsätzen und Kriterien 

 orientieren wird, wird er bis dahin die neuen öffentlich- 

rechtlichen Bestimmungen bei seiner Suche nach fairen und 

ausgehandelten Lösungen nicht gänzlich ignorieren können. 

Dies insbesondere deshalb, weil die geltenden zivilrechtlichen 

Regeln in weiten Teilen den neuen aufsichtsrechtlichen Vor-

schriften entsprechen. Die zivilrechtlichen Regeln haben ihre 

Grundlage im Auftragsrecht und wurden durch das Bundes-

gericht konkretisiert und weiterentwickelt. Sie seien an dieser 

Stelle in stark vereinfachter Form in Erinnerung gerufen:

– Die Chancen und Risiken aus einem Finanzdienstleis-

tungsgeschäft liegen grundsätzlich beim Kunden. Ist nichts 

anderes vereinbart, hat er weder einen Gewinn mit dem 

Finanzdienstleister zu teilen noch kann er einen Verlust 

auf diesen abwälzen.

– Der Finanzdienstleister schuldet dem Kunden ein sorgfäl-

tiges Tätigwerden und, ausser dies sei vereinbart worden, 

nicht einen bestimmten Erfolg.

– Eine im Zusammenhang mit einer Finanzdienstleistung 

 erlittene Vermögenseinbusse ist somit grundsätzlich vom 

Finanzdienstleistungskunden zu tragen.

– Eine Haftung des Finanzdienstleisters kann aber dann 

gegeben sein, wenn dieser eine dem geschädigten Kunden 

geschuldete Sorgfalts- oder Treuepflicht verletzt hat und 

der Schaden als Folge dieser Pflichtverletzung entstan - 

den ist.

– Die vom Finanzdienstleister zu wahrende Sorgfalt bestimmt 

sich nach der Art der geschuldeten Dienstleistung, oder 

mit den Worten des Bundesgerichts: «Für die börsen-

mässige Vermögensanlage stehen dem Kunden grundsätz-

lich drei Formen von Verträgen zur Verfügung: die blosse 

Konto-/Depotbeziehung, die Anlageberatung und die 

eigentliche Vermögensverwaltung. […] Für die Quali - 

fikation des Vertrags ist nicht entscheidend, welche 

Bezeichnung die Parteien verwenden, sondern welche 

 Leistung der Klient im vereinbarten Rahmen verlangt und 

die Bank tatsächlich erbringt.» (Bundesgerichtsentscheid 

4A_449/2018 E. 3).

– Bei einer reinen Konto-/Depotbeziehung ist der Finanz-

dienstleister in erster Linie zur getreuen und sorgfältigen 

Ausführung von Aufträgen des Kunden verpflichtet. Zwar 

ist der Finanzdienstleister grundsätzlich nicht zu einer Bera-

tung verpflichtet. Es kann ihn aber dennoch eine Beratungs- 

bzw. Warnpflicht treffen, wenn er bei pflichtgemässer 

 Aufmerksamkeit hätte erkennen müssen, dass der Kunde 

die mit einer bestimmten Anlage verbundenen Risiken nicht 

erkannt hat, oder wenn sich ein besonderes Vertrauens-

verhältnis zwischen ihm und dem Kunden entwickelt hat 

und nach Treu und Glauben eine unaufgeforderte Beratung 

und Warnung als geboten erscheint.

– Bei der Anlageberatung hat der Finanzdienstleister die 

Pflicht, seine Beratung unter Berücksichtigung der Bedürf-

nisse, Kenntnisse und Anlageziele des Kunden zu erteilen. 

Mit den erteilten Auskünften soll das Informationsbe -

dürfnis des Kunden befriedigt werden, weshalb der Anla-

geberater stets auf den Verständnishorizont des Kunden 

abstellen und ihn mit seinem Rat jeweils in der Wahl der 

geeigneten Massnahme unterstützen soll. Dabei ist wesent-

lich, dass der Finanzdienstleister die Gründe, die zu einer 

Empfehlung führten, nachvollziehbar erläutern kann und 

dass er im Streitfall auch belegen kann, dass der Kunde 

den Auftrag zum Erwerb einer bestimmten Anlage über-

haupt er teilt hat.

– Falls eine solche nicht vereinbart wurde, hat der Finanz-

dienstleister bei der Anlageberatung grundsätzlich keine 

Pflicht, die Anlagen des Kunden dauernd zu überwachen. 

Anders kann es sich ausnahmsweise verhalten, wenn eine 

entsprechende Vertrauensbasis im Anlageberatungsver-

hältnis zwischen der Bank und dem Kunden entstanden 

ist. 

– Bei der Vermögensverwaltung delegiert der Kunde die 

 An lageentscheide an den Finanzdienstleister. Dieser ist 

verpflichtet, die Interessen des Kunden zu wahren und 

dessen Vermögenswerte sorgfältig und getreu zu ver-

walten. Entsprechend gehört es zur Sorgfaltspflicht des 

Vermögens verwalters, die Interessenlage des Kunden 

sowie dessen Risikobereitschaft und Risikofähigkeit 

 abzuklären. Das Ergebnis dieser Abklärungen ist in einem 

Kundenprofil festzuhalten und es ist eine entsprechende 

Anlagestrategie mit dem Kunden festzulegen.

– Grundsätzlich obliegt es dem Kunden, der eine Sorgfalts-

pflichtverletzung des Finanzdienstleisters geltend macht, 

diese darzulegen bzw. zu beweisen. Die blosse pauschale 

Behauptung einer Pflichtverletzung ist nicht ausreichend. 

Nach Ansicht des Ombudsman obliegt es aber wiederum 

dem Finanzdienstleister, Widersprüche und Lücken in der 

Dokumentation zu erklären. 

– Allein aus einer vom Kunden als unbefriedigend empfun-

denen Wertentwicklung seiner Anlagen lässt sich nicht 

auf eine Verletzung von Sorgfaltspflichten durch den 

Finanzdienstleister schliessen. Dokumentationsmängel 

können aber bei der Beweiswürdigung berücksichtigt 

werden: «So hat etwa beim Vorwurf unterbliebener Auf-

klärung und  Beratung der mit diesem Vorwurf konfron -

tierte Beauftragte die positiven Sachumstände zu 

be haupten und zu beweisen, welche den Unterlas-

sungsvorwurf entkräften» (Bundesgerichtsentscheid 

4A_364/2013 E. 6.6.4).
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Der Schweizerische Bankenombudsman befasst sich nebst der 

jeweils Mitte Jahr stattfindenden Medienkonferenz auch wäh-

rend des übrigen Jahres mit diversen Aktivitäten im Bereich 

Öffentlichkeitsarbeit.

So sprachen der Ombudsman und sein Stellvertreter auf Ein-

ladung an mehreren Foren und Konferenzen und referierten 

an Weiterbildungsveranstaltungen (namentlich in verschie-

denen Universitäten). An den jährlichen Sitzungen der euro-

päischen Vereinigung der Finanzdienstleistungsombuds -

stellen (FIN-NET) sowie der Weltkonferenz der Finanz - 

dienstleistungsombudsstellen (INFO Network) nutzten sie 

die Gelegenheit des Gedankenaustauschs mit wichtigen 

 Exponenten im Ausland.

Auch im vergangenen Jahr gingen wiederum viele Medien-

anfragen zu spezifischen Bankfachthemen ein. Möglichkeiten 

für Treffen mit Exponenten von Branchen- und Konsumenten-

schutzorganisationen wurden rege genutzt zwecks Bespre-

chung grundsätzlicher Fragen wie auch bankspezifischer 

Themen. Schliesslich sind noch die für beide Seiten wertvollen 

regelmässigen Zusammenkünfte mit Vertretern diverser 

 Finanzinstitute zu erwähnen. 

KONTAKT- UND NACHRICHTENLOSE 

VERMÖGENSWERTE

Seit 1996 amtet der Bankenombudsman auch als zentrale 

Anlaufstelle für die Suche von kontakt- und nachrichten - 

losen Vermögenswerten. Im Rahmen dieser Tätigkeit hat er 

im Be richtsjahr 468 neue Suchanfragen erhalten, die sich 

jeweils auf Vermögenswerte einer oder mehrerer vermuteter 

Bankkunden bezogen. Von diesen und den noch aus dem Vor-

jahr pendenten Suchanfragen wurden 424 Anfragen als aus-

reichend legitimiert betrachtet und folglich 466 vermutete 

Bankkunden in der zentralen Datenbank kontakt- und nach-

richtenloser  Vermögenswerte abgefragt. Verglichen mit dem 

10-Jahres-Tiefststand aus dem Vorjahr resultierte ein Volu-

menanstieg bei den eingegangenen Suchanfragen von rund 

15 %. Hauptgrund dafür sind wohl ausländische Medienberichte 

gegen Ende des Jahres, welche einer breiten Öffentlichkeit 

die Suchmöglichkeit in Erinnerung gerufen haben. Im Berichts-

jahr konnten die Vermögenswerte von insgesamt 41 kontakt-

losen Kundenbeziehungen (Konto-/Depotwerte von 7,5 Milli-

onen CHF und der Inhalt von fünf Schrankfächern) berech - 

tigten Personen zugänglich gemacht werden. 12 dieser Fälle 

betrafen Suchanfragen, die von Berechtigten bereits in einem 

der  Vorjahre eingereicht und von der Anlaufstelle seither 

 pendent gehalten worden waren, die Kontaktlosmeldung der 

Kundenbeziehung durch die Bank aber erst im Verlaufe des 

Berichtsjahrs erfolgte. Seit Einführung des aktuellen Such-

systems im Jahr 2001 konnte die Anlaufstelle somit insge - 

samt 571  kontakt- und nachrichtenlose Kundenbeziehungen 

ermitteln und berechtigten Personen Werte von 115,2 Milli-

onen CHF sowie den Inhalt von 62 Schrankfächern zugänglich 

machen. Die detaillierten statistischen Angaben finden sich 

auf den Seiten 54 – 57.

Im Rahmen der im Dezember 2015 initiierten Publikation lang-

fristig nachrichtenloser Vermögenswerte amtiert der Banken-

ombudsman als Auskunftsstelle für Fragen und Anliegen rund 

um die Publikationsplattform auf www.dormantaccounts.ch. 

Im Berichtsjahr war der diesbezügliche Aufwand wie im Vor-

jahr gering und beschränkte sich auf Fälle, wo die publizie-

rende Bank gemahnt werden musste, weil sie bei ihr einge-

gangene Anträge (zu) lange nicht beantwortet hatte, oder wo 

es mutmasslich berechtigten Personen aufgrund technischer 

Probleme nicht möglich war, ihren Antrag auf dem vorge-

sehenen Weg über die Publikationsplattform einzureichen.

Wie in den Vorjahren wirkten Vertreter der Bankenombuds-

stelle in der Arbeitsgruppe Narilo der Schweizerischen 

 Bankiervereinigung mit. Diese widmet sich der Koordination, 

der Lösung aufgetauchter Probleme und der Verbesserung 

der Abläufe rund um das Thema der kontakt- und nachrichten-

losen Vermögenswerte und hat im Berichtsjahr mehrfach 

 Sitzungen und Telefonkonferenzen abgehalten.

Nähere Informationen zu den massgeblichen Richtlinien und 

den Möglichkeiten zur Suche nach Vermögenswerten bei 

Banken in der Schweiz: www.bankingombudsman.ch (Rubrik 

«Kontosuche»).

Schweizerischer Bankenombudsman | Jahresbericht 2019 | 2019 in Kürze



15Schweizerischer Bankenombudsman | Jahresbericht 2019 | 2019 in Kürze



A
U

S
G

E
W

Ä
H

LT
E

FÄLLE



17Schweizerischer Bankenombudsman | Jahresbericht 2019 | Ausgewählte Fälle | Konto, Sparheft und Schalter

KONTO, SPARHEFT UND SCHALTER

Der Antwortbrief der Bank auf die Reklamation der Beschwer-

deführerin liess vermuten, dass sie die Auskunft verweigerte, 

weil das Konto auf eine Drittperson lautete. Da sie einen inzwi-

schen volljährigen Sohn hatte, vermutete der Ombudsman, 

dass sie das Konto eventuell auf ihren Sohn eröffnet hatte und 

ihr dies nicht mehr bewusst war. Die Kundenbeziehungen der 

Bank, bei welcher die Beschwerdeführerin das Konto eröffnet 

hatte, waren von einer anderen Bank übernommen worden, 

welche ihrerseits später von einer dritten Bank übernommen 

wurde. Die Beschwerdeführerin konnte von keiner der drei 

Banken Kontoeröffnungsdokumente vorweisen. Sie verfügte 

jedoch über Briefe der aktuellen Bank und über Kontoauszüge, 

welche darauf schliessen liessen, dass das Konto doch auf 

ihren eigenen Namen lautete, und das Verhalten der Bank als 

seltsam erscheinen liessen.

Der Ombudsman kontaktierte die Bank, unterbreitete ihr die 

widersprüchlichen Dokumente und bat sie um angemessene 

Erklärungen. Leider erhielt er die gleiche lapidare Antwort wie 

bereits die Kundin: Die Compliance-Abteilung der Bank erklärte 

ihm, sie könne die Kontonummer auf den Dokumenten keiner 

Geschäftsbeziehung auf den Namen der Kundin zuordnen und 

diese sei für eine solche Geschäftsbeziehung nicht auskunfts-

berechtigt. Zu den widersprüchlichen Dokumenten nahm die 

Bank keine Stellung. Der Ombudsman nahm darauf mit dem 

CEO der Bank Kontakt auf und bat ihn, zu den gestellten Fragen 

konkret Stellung zu nehmen.

Er wurde danach von einer Compliance-Mitarbeiterin telefo-

nisch kontaktiert, welche ihm mitteilte, das Konto sei anläss-

lich der Übernahme der Vorgängerbank fälschlicherweise mit 

der Beschwerdeführerin als Kontoinhaberin aufgesetzt worden. 

Tatsächlich habe die Beschwerdeführerin das Konto aber auf 

den Namen ihres damals minderjährigen Sohnes eröffnet 

gehabt und sich das Verfügungsrecht bis zu dessen Volljährig-

keit vorbehalten. Gleichzeitig habe sie ihrem Bruder eine Voll-

macht erteilt. Der Sohn sei mittlerweile volljährig. Auf Rück-

frage des Ombudsman gab sie an, dass die Vollmacht zuguns ten 

des Bruders der Kontoeröffnerin aber nie widerrufen wurde. 

Der Ombudsman vertrat gegenüber der Compliance-Mitarbei-

terin die Ansicht, die Bank könne in einem solchen Fall nicht 

untätig bleiben und sich darauf beschränken, der Kontoeröff-

nerin ab Eintritt der Volljährigkeit des Kontoinhabers einfach 

jegliche Auskunft zu verweigern. Vielmehr obliege es ihr, recht-

zeitig die Möglichkeit einer direkten Kontaktaufnahme mit dem 

volljährig werdenden Kontoinhaber sicherzustellen. Dies war 

leider nicht geschehen und es gelang der Bank nicht mehr, 

einen Kontakt zu diesem herzustellen. Wie der Ombudsman 

sich von der Beschwerdeführerin selbst und ihrem Bruder 

bestätigen liess, war auch ihr Kontakt zu ihrem Sohn bzw. 

seinem Neffen abgebrochen. 

Es war in diesem Fall offensichtlich, dass die Kontoeröffnerin 

wegen der inzwischen eingetretenen Volljährigkeit des Konto-

inhabers nicht mehr auskunftsberechtigt war und die Bank 

nur ihm oder einem ausgewiesenen Vertreter Auskunft erteilen 

durfte. Neben diesen Vertraulichkeitspflichten ist eine Bank 

aber aufgrund der Richtlinien über die Behandlung von kon-

takt- und nachrichtenlosen Vermögenswerten bei Schweizer 

Banken gehalten, kontakt- und nachrichtenlose Beziehungen 

zu vermeiden. Sie hätte deshalb nach Lösungen suchen 

müssen, um beiden Pflichten nachzukommen und nicht ein-

fach eine passive Haltung einnehmen dürfen. Aufgrund der 

Situation erachtete er es als sinnvoll, dass die Bank den 

Onkel des Kontoinhabers gestützt auf die ihm einst einge-

räumte Vollmacht über die wahren Verhältnisse aufklärte und 

es ihm überliess, die Auskünfte an die Beschwerdeführerin 

weiterzugeben. Die Bank war schliesslich mit diesem Vorge - 

hen einverstanden.
2019/01

VERWEIGERTE KONTOAUSKUNFT

Die Beschwerdeführerin machte geltend, bei einer Rechtsvorgängerin der Bank vor vielen Jahren ein Konto auf ihren 

Namen eröffnet und ihrem Bruder auf diesem eine Vollmacht erteilt zu haben. Der Bevollmächtigte habe regelmässig Geld 

auf das Konto einbezahlt, um seine Schwester zu unterstützen. Nachdem die Beschwerdeführerin von der aktuellen Bank 

bis Ende 2017 regelmässig Kontoauszüge erhalten hatte, verweigerte die Bank dem Bevollmächtigten die Verfügung über 

das Kontoguthaben und gab danach weder dem Bevollmächtigten noch der Beschwerdeführerin Auskünfte über das Konto. 

Im Ombudsverfahren stellte sich heraus, dass das Konto einst nicht auf den Namen der Beschwerdeführerin eröffnet 

worden war, sondern auf ihren inzwischen volljährigen Sohn. Dieser war jedoch nicht erreichbar. Der Ombudsman konnte 

die Bank überzeugen, dem Bevollmächtigten die notwendigen Auskünfte zu erteilen, damit dieser die Beschwerdeführerin 

über die tatsächliche Situation aufklären konnte.
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Tatsächlich werden dem Ombudsman ab und zu Fälle unter-

breitet, welche sich von alleine erledigen. Manchmal kommt 

die Bank dem Kunden wunschgemäss entgegen, jedoch nicht 

innert der von ihm erwarteten Frist, so dass sich seine 

Beschwerde an den Ombudsman als etwas voreilig heraus-

stellt. Seltener zeigt sich, dass das beanstandete Problem gar 

nicht existiert, weil die Bank von allem Anfang an so handelte, 

wie es den berechtigten Erwartungen des Kunden entsprach, 

er dies jedoch nicht so wahrnahm. Im vorliegenden Fall ist 

 letzteres geschehen.

Der Kunde saldierte sein Konto bei der Bank, weil er mit deren 

Dienstleistungen unzufrieden war. Berichte in der Konsumen-

tenpresse, wonach die Bank geringfügige Zinsbeträge nicht an 

die Kunden auszahle und zurückbehalte, bestätigten ihn in 

seinem schlechten Eindruck über die Bank und lösten eine 

grosse Empörung in ihm aus. Die Tatsache, dass die Bank ihr 

Verhalten gegenüber der Presse nur zögerlich und nicht be son-

ders überzeugend erklärte, trugen das Ihrige zu seinem Ein-

druck bei. Er beschwerte sich darauf in kurzen Zeitabständen 

über mehrere Kanäle, d. h. telefonisch, per E-Mail und schrift-

lich bei der Bank über den ihm nicht vergüteten Zinsabschluss 

von weniger als 5 CHF. Seine Korrespondenz war de tail liert 

und ausführlich. Als er innert der von ihm erwarteten Frist 

keine überzeugende Antwort erhielt, kontaktierte er die FINMA 

und schliesslich den Ombudsman. Den für die Presseberichte 

verantwortlichen Redaktor hielt er auf dem Laufenden. In der 

Presse traten zudem Rechtsexperten auf, welche das Verhalten 

der Bank als unrechtmässig kritisierten und teilweise gar als 

strafrechtlich relevant einstuften.

Vor dem Hintergrund dieser Aufregungen hatte der Kunde 

offenbar vergessen, seine Bankauszüge zu konsultieren und 

zu prüfen, ob er tatsächlich auch ein Opfer des kritisierten 

 Verhaltens der Bank war. Hätte er das getan, hätte er sofort 

festgestellt, dass der von ihm verlangte Betrag anlässlich der 

Saldierung des Kontos wie von ihm verlangt auf sein neues 

Bankkonto überwiesen worden war. Dies war auf den Belegen 

des saldierten und des neuen Kontos zum entsprechenden 

Zeitpunkt in der üblichen Form ohne Weiteres ersichtlich.

Was kann man aus diesem Vorfall lernen? Bevor man ein Ver-

mittlungsverfahren einleitet, lohnt es sich, die relevanten 

Unterlagen zusammenzustellen und zu prüfen. Obschon der 

Ombudsman oft nachvollziehen kann, dass Kunden, welche 

viel Zeit in Warteschlangen am Telefon verloren oder deren 

Anfragen nicht beantwortet wurden, verärgert sind, ist es 

ratsam, Probleme und Unstimmigkeiten mit einer gewissen 

Besonnenheit anzugehen. Der Ombudsman ist selbstverständ-

lich auch bereit, Auseinandersetzungen über geringfügige 

Beträge entgegenzunehmen und versucht, diese mit der ange-

messenen Sorgfalt zu behandeln. Damit er seine Ressourcen 

richtig einsetzen kann, ist er jedoch darauf angewiesen, dass 

die Parteien die Verhältnismässigkeit im Vermittlungsverfahren 

nicht aus den Augen verlieren. Schliesslich erwartet er, dass 

beide Parteien, Kunden und Banken, bereit sind, ihr eigenes 

Verhalten kritisch zu hinterfragen und bei der Lösungsfindung 

aufeinander zuzugehen.
2019/02

AUSZAHLUNG VON GERINGFÜGIGEN ZINSEN BEI DER KONTOSALDIERUNG

Der Kunde saldierte ein Konto bei der Bank mit einem Abschlusszinsbetreffnis von weniger als 5 CHF. Er hatte in der 

Konsumentenpresse Berichte gelesen, wonach die Bank seit Jahren geringfügige Zinsbeträge zurückbehalte, was er als 

stossend empfand. Er korrespondierte mit dem verantwortlichen Redaktor und reklamierte bei der Bank. Nachdem er 

keine zufriedenstellende Antwort erhielt, kontaktierte er die FINMA, welche ihn an den Bankenombudsman verwies, 

 welchem er seine Beschwerde unterbreitete. Kurz nach dem Versand der Eingangsbestätigung erhielt der Ombudsman 

vom Kunden die Mitteilung, die Bank habe ihm geschrieben, dass der Zinsbetrag bei der Saldierung auf das von ihm 

angegebene Konto überwiesen worden sei. Nachdem er dies geprüft hatte, musste der Kunde feststellen, dass er den 

verlangten Zinsbetrag tatsächlich bereits erhalten hatte. Er beschwerte sich darauf über das Kommunikationsverhalten 

der Bank, verlangte vom Ombudsman jedoch keine Intervention mehr.
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Der Ombudsman nahm als erstes telefonisch mit seinem 

Ansprechpartner bei der Bank Kontakt auf. Dort wurde ihm 

mitgeteilt, dass der Reklamationsbrief des Kunden von der 

zuständigen Abteilung der Bank geprüft worden sei. Eine Mit-

arbeiterin habe mit dem Kunden Kontakt aufgenommen und 

ihm mitgeteilt, dass sein Rückforderungsbegehren leider 

erfolglos war, da seine ehemalige Angestellte mit einer Rück-

belastung ihres Kontos nicht einverstanden war und die Ansicht 

vertrat, der überwiesene Lohn stünde ihr rechtmässig zu. Eine 

Entschädigung lehnte die Bank ab, da sie in ihren Zahlungs-

verkehrsbedingungen klar festhielt, dass die Löschung eines 

Dauerauftrags mindestens fünf Arbeitstage vor der Ausfüh-

rung erfolgen müsse, ansonsten diese erst bei der über-

nächsten Ausführung wirksam werde. Die Löschung an einem 

Freitagnachmittag mit Wirkung für den folgenden Montag sei 

verspätet erfolgt.

Gemäss der Ansicht des Ombudsman ging die Bank korrekt 

vor. Die Bestimmung, dass ein Dauerauftrag mindestens fünf 

Tage vor der nächsten Ausführung gelöscht resp. geändert 

werden musste, war in den Zahlungsverkehrsbedingungen 

deutlich und in einer verständlichen Sprache festgehalten. Es 

war für den Ombudsman auch nachvollziehbar, dass für solche 

Aufträge eine gewisse Vorlauffrist notwendig ist. Den Auftrag 

des Kunden, den Betrag bei der Endempfängerin zurückzufor-

dern, hatte die Bank ausgeführt und dafür die vereinbarte 

Gebühr von 30 CHF belastet. Dass die Rückforderung nicht 

erfolgreich war, konnte ihr nicht angelastet werden, da die 

Endempfängerin die Rückbelastung verweigerte. Aus den 

Unterlagen des Kunden ging im Übrigen nicht hervor, weshalb 

er der Ansicht war, seine Angestellte habe den Lohn für den 

fraglichen Monat nicht zugute gehabt.

Da für den Ombudsman kein Fehlverhalten der Bank erkennbar 

war, schloss er den Fall mit einem Bescheid an den Kunden 

ab. Er teilte ihm darin mit, dass der Kunde versuchen könne, 

seine Forderung auf dem Rechtsweg durchzusetzen, wenn er 

die Einschätzung des Ombudsman nicht teile. In einem sol-

chen Fall müsse er aber das Gericht nicht nur von der Sorg-

faltspflichtverletzung der Bank überzeugen, sondern auch 

 darlegen, dass ihm tatsächlich ein Schaden in der Höhe der 

Lohnzahlung erwachsen ist, da die Mitarbeiterin auf den Lohn 

keinen Anspruch mehr hatte und er das ihm Zumutbare unter-

nommen hatte, den einer ungerechtfertigten Bereicherung 

 entsprechenden Betrag von dieser erhältlich zu machen.

2019/03

ERFOLGLOSE LÖSCHUNG EINES DAUERAUFTRAGS

Der Kunde war Inhaber eines Unternehmens und hatte einen Konflikt mit einer Angestellten. Diese kündigte ihr Arbeits-

verhältnis an einem Donnerstag fristlos. Am folgenden Freitag löschte der Kunde im Verlaufe des späteren Nachmittags an 

einem  Automaten der Bank den Dauerauftrag für die Überweisung des Lohns der Mitarbeiterin. Dieser wurde am folgenden 

Montag trotzdem überwiesen. Er verlangte von der Bank, diesen zurückzufordern respektive ihn für die trotz der Löschung 

des Dauerauftrags erfolgte Lohnzahlung zu entschädigen. Gemäss seinen Angaben hörte er danach nichts mehr von der 

Bank, weshalb er sich an den Ombudsman wandte. Nach Prüfung seines Anliegens musste ihm der Ombudsman mitteilen, 

dass nach seiner Ansicht kein Fehlverhalten der Bank vorlag.

ZAHLUNGSVERKEHR
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Im Berichtsjahr beschäftigten den Ombudsman wiederum 

regelmässig Beschwerden über Vorfälligkeitsentschädigungen, 

bei welchen Banken negative Wiederanlagesätze berücksich-

tigt hatten und den Kunden höhere Beträge in Rechnung 

stellten, als fällig geworden wären, wenn die Festhypotheken 

ordentlich ausgelaufen wären. Seit dem Bestehen des hart-

näckigen Negativzinsumfeldes im Schweizer Franken haben 

sich zwei Gruppen von Banken herausgebildet. Die gemäss 

Wahrnehmung des Ombudsman grössere Gruppe beschränkt 

die Wiederanlagesätze bei minimal 0 % und verlangt von den 

Kunden bei der vorzeitigen Rückzahlung einer Festhypothek 

im Maximum die Zinsen, welche für die Restlaufzeit vereinbart 

waren. Eine kleinere Gruppe verlangt zusätzlich zu den verein-

barten Zinsen eine Entschädigung in der Höhe des Betrages, 

der bei einer Wiederanlage des vorzeitig zurückbezahlten 

 Kapitals auf dem Geld- und Kapitalmarkt zu den für die Rest-

laufzeit geltenden negativen Wiederanlagesätze zu bezahlen 

wäre. Mittlerweile liegen Gerichtsurteile vor, welche zum 

Schluss kamen, dass diese Praxis aufgrund der Interpretation 

der in den beurteilten Fällen anwendbaren Vertragsbestim-

mungen nicht zulässig war. Einige der Banken der zweiten 

Gruppe haben zwischenzeitlich ihre Verträge dahingehend 

 präzisiert, dass sie den Kunden allfällige negative Wiederan-

lagesätze zusätzlich in Rechnung stellen dürfen.

Im vorliegenden Fall stellten sich zwei Hauptprobleme. Einer-

seits gingen die Meinungen zwischen der Kundin und der Bank 

auseinander, welche Version der Allgemeinen Kreditbedin-

gungen und somit welche konkrete Formulierung für die 

Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung anwendbar war. 

Die Kundin war der Ansicht, dass diejenige Version massge-

bend war, welche zum Zeitpunkt des Abschlusses ihrer Fest-

hypothek und der Unterzeichnung der dafür relevanten Ver-

träge im Jahr 2013 Geltung hatte. Die Bank hatte diese im 

Jahr 2017 und somit während der Laufzeit der im Jahr 2013 

abgeschlossenen Festhypothek ersetzt. Die neue Version wies 

explizit darauf hin, dass die Wiederanlagesätze in einem 

Negativ zinsumfeld negativ sein können. Andererseits stellte 

sich die Frage, wie die auf den Fall anwendbare Bestimmung 

zu interpretieren war.

Die Bank stellte sich auf den Standpunkt, dass sie sich in der 

ursprünglichen Version von 2013 das Recht ausbedungen 

hatte, die Kreditbedingungen jederzeit anzupassen. Die neuen 

Bedingungen seien von der Kundin unwidersprochen ge blie-

 ben. Zudem habe die neue Version nur verdeutlicht, was bereits 

gemäss den 2013 geltenden Kreditbedingungen massgebend 

gewesen sei, nämlich dass die Wiederanlagesätze auf dem 

Geld- und Kapitalmarkt für die Berechnung der Vorfälligkeits-

entschädigung herangezogen werden und somit im Falle von 

negativen Marktsätzen eben negative Zinsen resultieren. 

Schliesslich vertrat die Bank die Ansicht, die Kundin habe 

sich ohne ihr Zutun 2019 entschlossen, die Festhypothek vor-

zeitig zurückzuzahlen. Es sei somit klar, dass die zum Zeit punkt 

der Rückzahlung gültigen Allgemeinen Kreditbedingun gen 

anwendbar seien. 

Nach Ansicht des Ombudsman war es unhaltbar, dass die 

Bank gestützt auf den Vorbehalt, die Kreditbedingungen 

 jederzeit anpassen zu dürfen, diese während der Dauer der 

Festhypothek mit Wirkung für dieselbe änderte. Die Wirkung 

einer solchen Anpassung musste deshalb aufgeschoben 

werden, bis die bestehende Festhypothek abgelaufen war und 

konnte erst auf eine allfällige Verlängerung oder Erneuerung 

angewendet werden. Da die Kundin während der Dauer ihrer 

Festhypothek keine solchen Vertragsänderungen erwarten 

musste, erachtete der Ombudsman die Voraussetzungen für 

eine stillschweigende Zustimmung zu diesen Änderungen vor-

liegend als nicht gegeben. Er war deshalb der Meinung, dass 

die zum Zeitpunkt des Abschlusses der Festhypothek für die 

Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung anwendbaren 

Bestimmungen für den Fall massgebend waren. Für die Ausle-

gung dieser Bestimmungen war nach Ansicht des Ombudsman 

das Verständnis der Kundin zum Zeitpunkt des Vertrags-

schlusses massgebend. Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, 

dass das Obergericht des Kantons Zürich wenige Wochen 

nach dem Verfassen des Schlussberichts für den vorliegenden 

Fall einen der Entscheide, auf welche sich die Kundin bezog, 

bestätigte und in der Urteilsbegründung in Bezug auf den für 

die Auslegung massgebenden Zeitpunkt die gleiche Meinung 

wie der Ombudsman vertrat.

ABÄNDERUNG DER VERTRAGSBEDINGUNGEN WÄHREND DER LAUFZEIT EINER FESTHYPOTHEK

Die Kundin bezahlte zwei Festhypotheken vor deren Fälligkeit zurück. Die Bank berechnete ihr eine Vorfälligkeitsentschä-

digung, bei welcher sie neben den für die Restlaufzeit der Hypotheken vereinbarten Zinsen zusätzlich negative Wiederan-

lagesätze berücksichtigte, so dass die Kundin mehr bezahlen musste, als wenn sie die Festhypotheken ordentlich hätte 

auslaufen lassen. Die Kundin wehrte sich gegen die zusätzlich in Rechnung gestellten Negativzinsen unter Hinweis auf zwei 

Urteile des Bezirksgerichts Zürich. Die Bank weigerte sich, der Kundin die Negativzinsen zurückzuzahlen. Sie vertrat die 

Ansicht, dass sich der Fall von denjenigen, welche das Gericht beurteilt hatte, unterschied, und verwies auf ihre Allge-

meinen Kreditbedingungen, in welchen die Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung vereinbart wurde. Dort wurde 

darauf hingewiesen, dass die massgebenden Wiederanlagesätze in einem negativen Zinsumfeld negativ sein können. Die 

Kundin unterbreitete den Fall darauf dem Ombudsman. Leider war die Bank im Rahmen des Ombudsverfahrens zu keiner 

Lösung bereit. Der Ombudsman musste die Kundin deshalb an die ordentlichen Gerichte verweisen.

KREDITE
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In Bezug auf die Interpretation der Bestimmung über die Vor-

fälligkeitsentschädigung, welche in der zur Zeit des Abschlus-

 ses der Festhypothek geltenden Version der Allgemeinen 

 Kreditbedingungen enthalten war, gingen die Meinungen 

 zwischen der Bank und der Kundin ebenfalls auseinander. Die 

Kundin erachtete die Vertragsbestimmung mit derjenigen, 

welche das Bezirksgericht Zürich beurteilt hatte, als praktisch 

identisch und folgte daraus, dass die Bank maximal die für die 

Restlaufzeit der Festhypothek vereinbarten Zinsen als Vorfäl-

ligkeitsentschädigung verlangen könne. Die Bank erachtete 

das von einem erstinstanzlichen ausserkantonalen Gericht 

gefällte Urteil als nicht massgebend. Tatsächlich war der Wort-

laut der Vertragsbestimmung, welche dem Urteil zugrunde lag, 

und derjenigen, welche gemäss Ansicht der Kundin in ihrem 

Fall massgebend war, nicht identisch. Der Ombudsman war 

jedoch der Meinung, dass ein Gericht, welches die für den Fall 

seiner Ansicht nach massgebenden Bestimmung beurteilen 

würde, mit hoher Wahrscheinlichkeit zum gleichen Schluss 

käme wie das Bezirksgericht Zürich, und die Anwendung eines 

negativen Wiederanlagesatzes als unzulässig erachten würde. 

Er schlug der Bank deshalb eine vergleichsweise Regelung 

des Falles vor. Da diese ein Entgegenkommen kategorisch 

ablehnte, musste er die Kundin an die ordentlichen Gerichte 

verweisen, welche eine solche Auseinandersetzung mit einem 

für beide Parteien bindenden Entscheid lösen können, und das 

Vermittlungsverfahren zu seinem grossen Bedauern erfolglos 

einstellen. 
2019/04
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Bei den Kunden handelte es sich um ein Ehepaar. Der Ehemann 

hatte zusammen mit einem Partner eine Firma, welche mit der 

Bank eine Kontobeziehung unterhielt. Der Kundenberater der 

Bank hatte ein Problem im Zusammenhang mit einer grösseren 

Zahlung mit dem Geschäftspartner des Ehemannes bespro-

chen, nachdem dieser bereits aus der Firma ausgeschieden 

war. Die Zahlung führte dazu, dass die Bank die Geschäftsbe-

ziehung mit der Firma kündigte. Privat hatten die Kunden mit 

der Bank eine Festhypothek abgeschlossen. Der Ehemann war 

der Ansicht, die Bank habe bei der Firmenbeziehung eine Bank-

geheimnisverletzung begangen und damit sein Vertrauen 

derart grundlegend zerstört, dass er die private Bankbezie-

hung, welche er zusammen mit seiner Ehefrau unterhielt, mit 

sofortiger Wirkung kündigen und die Festhypothek vorzeitig 

zurückzahlen wollte. Die Bank berechnete ihnen dafür eine 

Vorfälligkeitsentschädigung auf der Basis von negativen Wie-

deranlagesätzen, d. h. sie mussten mehr Zinsen bezahlen, als 

wenn sie die Festhypothek ordentlich hätten auslaufen lassen.

Die Kunden waren der Ansicht, dass die Bank ihnen angesichts 

der Umstände bei der Vorfälligkeitsentschädigung wenigstens 

im Umfang der Negativzinsen entgegenkommen müsste. Diese 

lehnte ab. Sie teilte den Kunden mit, der Vorfall mit der behaup-

teten, von ihr bestrittenen Bankgeheimnisverletzung sei nur 

vorgeschoben. Die Kunden würden die Bankbeziehung viel-

mehr deswegen kündigen, weil die neue Bank ihnen einen 

 grösseren Kreditrahmen zur Verfügung stellte. Sie vertrat 

die Ansicht, sie habe die Vorfälligkeitsentschädigung in der 

vollen von ihr berechneten Höhe zugute. Die Kunden waren 

damit nicht einverstanden und unterbreiteten den Fall dem 

Ombudsman.

Dieser machte die Bank darauf aufmerksam, dass das Bezirks-

gericht Zürich mittlerweile einen Entscheid publiziert hatte, 

wonach es einer Bank aufgrund der im beurteilten Vertrag 

 vorhandenen Vorfälligkeitsklausel nicht erlaubt war, von 

Kunden mehr als die für die Restlaufzeit geschuldeten ordent-

lich vereinbarten Zinsen zu fordern. Die Bank gab dem 

Ombudsman in ihrer Stellungnahme zu verstehen, der Gerichts-

entscheid sei für sie nicht massgebend, da sich der von ihr 

 verwendete Vertrag wesentlich von demjenigen, welcher im 

Gerichtsentscheid beurteilt worden war, unterschied, und sie 

nicht an diese Rechtsprechung eines lediglich erstinstanzli-

chen Gerichts gebunden sei. Der Ombudsman musste den Fall 

ohne Erfolg abschliessen. Da das Guthaben der Kunden den 

Betrag der Vorfälligkeitsentschädigung nicht deckte, hätte die 

Bank diese gegenüber den Kunden gerichtlich geltend machen 

müssen. Er teilte den Kunden in seinem schriftlichen Bescheid 

mit deutlichen Worten mit, dass er mit der Haltung der Bank 

nicht einverstanden sei.

Wenig später telefonierte der Ehemann und informierte den 

Ombudsman, die Bank habe ihn angerufen und ihnen ein 

 Entgegenkommen offeriert, welches grösser war als der  

Anteil der Vorfälligkeitsentschädigung, welcher auf die Nega-

tivzinsen entfiel. Er fragte, ob er das Angebot annehmen solle. 

Der Ombudsman empfahl ihm die Annahme des Angebots. 

Kurz darauf war der Konsumentenpresse zu entnehmen, dass 

die Bank wegen einer Vorfälligkeitsentschädigung auf der 

Basis von negativen Wiederanlagesätzen erstinstanzlich 

gerichtlich unterlegen war. Aufgrund der zeitlichen Umstände 

musste der Ombudsman vermuten, dass der Bank dieser Ent-

scheid bereits bekannt war, als sie ihre Stellungnahme an den 

Ombudsman verfasste.

Der Ombudsman nahm deshalb mit der Geschäftsleitung der 

Bank Kontakt auf und teilte dieser mit, dass ihn die getroffene 

Lösung mit den Kunden zwar freue, er jedoch nicht einsehe, 

weshalb ein Entgegenkommen nicht bereits im Ombuds-

verfahren möglich gewesen sei. Die Bank entschuldigte sich 

für ihr Vorgehen und erklärte, das Entgegenkommen gegen-

über den Kunden habe nichts mit dem Gerichtsentscheid 

zu tun. Sie habe diesen an die nächste Instanz weitergezo gen, 

da sie damit nicht einverstanden sei und glaube, ihre Argu-

mente seien nicht richtig gewürdigt worden. Vielmehr sei es 

so, dass die Kommunikation zwischen der Region, in welcher 

sich die betroffene Geschäftsstelle befand, und der Zentrale 

nicht richtig geklappt habe. Ein halbes Jahr später bestätigte 

die nächsthöhere Gerichtsinstanz den Entscheid gegen die 

Bank. Letztere verzichtete darauf, diesen weiterzuziehen, und 

zahlte der Klägerin den zu viel belasteten Anteil an der Vor-

fälligkeitsentschädigung zurück.
2019/05

VORFÄLLIGKEITSENTSCHÄDIGUNG BEI EINER VORZEITIGEN KÜNDIGUNG EINER FESTHYPOTHEK WEGEN 

VERTRAUENSVERLUST

Die Kunden hatten eine Festhypothek bei der Bank und wollten diese vorzeitig kündigen, da sie geltend machten, eine 

Bankgeheimnisverletzung habe zu einem Vertrauensverlust in ihre Bank geführt und eine Weiterführung der Geschäfts-

beziehung mit ihr sei für sie nicht mehr zumutbar. Die Bank berechnete ihnen eine Vorfälligkeitsentschädigung auf der 

Basis von negativen Wiederanlagesätzen. Die Kunden verlangten von ihr, wenigstens auf die Negativzinsen zu verzichten. 

Die Bank weigerte sich, ihnen entgegenzukommen und änderte ihre Haltung auch im Ombudsverfahren nicht. Sie kam den 

Kunden jedoch nach Beendigung des Ombudsverfahrens im gewünschten Umfang entgegen.
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Der Kunde wurde von der Bank mit einem Anlagevorschlag 

kontaktiert, nachdem Kassenobligationen mit einem aus heu-

tiger Sicht stolzen Zinssatz von 2,75 % fällig geworden waren. 

Gestützt auf diese Beratung investierte er in einen Anlage-

fonds. Er war über dessen Entwicklung nach acht Jahren ent-

täuscht und verkaufte die Fondsanteile nach seinen Angaben 

mit Verlust. Darauf kontaktierte er den Ombudsman, weil er 

der Ansicht war, beim Kauf falsch beraten worden zu sein. 

Zudem habe er festgestellt, dass der Fonds umgewandelt 

worden war, ohne dass er informiert worden sei. 

Der Ombudsman musste dem Kunden einige Rückfragen 

stellen, damit er sich ein ausreichendes Bild über den Sach-

verhalt machen konnte. Er bat ihn zudem, ihm mitzuteilen, 

inwieweit ihm durch die Umwandlung des Fonds ein Schaden 

erwachsen sei. Es zeigte sich, dass es sich beim umstrittenen 

Anlagefonds um einen Obligationenfonds handelte. Aufgrund 

der Zinssituation können mit einem solchen Fonds seit nun-

mehr bereits einigen Jahren kaum mehr positive Renditen 

erwirtschaftet werden, was auch vorliegend der Fall war. Der 

Kunde hatte allerdings vergessen, die Ausschüttungen in seine 

Kalkulation einzubeziehen. Tat man dies, resultierte für ihn in 

etwa eine schwarze Null, d. h. er hatte ohne Berücksichtigung 

von Steuern weder einen Gewinn, noch einen Verlust gemacht. 

Bei der vom Kunden beanstandeten Umwandlung des Fonds 

handelte es sich lediglich um eine Namensänderung, bei wel-

cher die wesentlichen Eigenschaften des Fonds beibehalten 

wurden. Der Kunde konnte in diesem Zusammenhang keinen 

Schaden bezeichnen. Er machte nur geltend, dass er wahr-

scheinlich früher auf die schlechte Performance des Fonds 

aufmerksam geworden wäre, wenn er die Änderung wahrge-

nommen hätte.

Nach Kenntnisnahme der ergänzenden Informationen war für 

den Ombudsman vorerst kein Fehlverhalten der Bank erkenn - 

bar. Er zeigte für die Enttäuschung des Kunden Verständnis, 

musste ihm aber mitteilen, dass auch bei Investitionen, die 

gestützt auf eine Empfehlung der Bank getätigt werden, das 

Risiko grundsätzlich beim Anleger liegt, welcher auch von den 

Chancen der Investition profitiert. Es besteht keine allgemeine 

Haftung dafür, dass Einschätzungen über die zukünftige Ent-

wicklung von Finanzanlagen sich als richtig erweisen. Eine 

Pflicht, den Kunden für Verluste zu entschädigen, setzt daher 

voraus, dass die Bank mit ihrer Empfehlung ihr obliegende 

Informations-, Sorgfalts- oder Treuepflichten verletzt hat.

Eine Sorgfaltspflichtverletzung kann dann gegeben sein, 

wenn die Bank eine Empfehlung abgab, die im Zeitpunkt der 

Abgabe für den betreffenden Kunden offensichtlich unver-

nünftig und unangemessen war. Gemäss der bundesgerichtli-

chen Rechtsprechung beurteilt sich die Angemessenheit einer 

empfohlenen Anlage im Verhältnis zur persönlichen finanzi-

ellen Situation des Kunden sowie zu dessen Risikoprofil, d. h. 

seiner Risikobereitschaft und -fähigkeit. Der Umfang der Infor-

mationspflicht bestimmt sich gemäss Bundesgericht sodann 

nach der Erfahrung und den Kenntnissen des Kunden. In der 

Regel darf vorausgesetzt werden, dass den Bankkunden das 

Vorhandensein von Kursrisiken bei Anlagen wie Fonds grund-

sätzlich bekannt ist.

Die dem Ombudsman vom Kunden vorgelegten Informationen 

ermöglichten es leider nicht, abschliessend zu beurteilen, ob 

die Voraussetzungen für eine Haftung der Bank in seinem Fall 

erfüllt waren. Er bemängelte pauschal, die Beratung der Bank 

sei ungenügend gewesen, ohne dazu nähere Ausführungen 

zu machen. Der Ombudsman gab ihm deshalb noch einmal 

Gelegenheit zu erklären, was die Bank seiner Ansicht nach 

falsch gemacht hatte und inwiefern der empfohlene Fonds für 

ihn unvernünftig und unangemessen war. Zudem bat er den 

Kunden, sich zur Frage zu äussern, weshalb er die Anlage fast 

9 Jahre behalten hatte, obschon er gemäss seinen Angaben 

festgestellt hatte, dass diese jährlich an Wert verlor.

Der Kunde informierte darauf den Ombudsman, dass er die 

Angelegenheit nicht weiterverfolgen möchte und es vorziehe, 

seine Ferien zu geniessen. In einem abschliessenden Brief an 

ihn hielt der Ombudsman fest, dass die ursprüngliche Empfeh-

lung der Bank für die Fondsanlage zumindest aufgrund der 

 vorliegenden Informationen wohl nicht zu beanstanden war. 

Er bedauerte, dass die Bank ihn in Bezug auf die empfohlene 

Fondsanlage offenbar nie kontaktiert und auf die schwinden - 

den Ertragschancen aufmerksam gemacht hatte. Dies wäre 

im Sinne eines zuvorkommenden Kundenservices wünsch - 

bar gewesen. Eine Rechtspflicht zur aktiven Überwachung 

eines Kundendepots besteht nach Ansicht des Ombudsman 

jedoch nur dann, wenn dies vertraglich vereinbart wurde, was 

vorliegend nicht der Fall war.
2019/06

SCHLECHTE PERFORMANCE EINES ANLAGEFONDS

Ein Kunde in fortgeschrittenem Alter investierte nach einer Beratung durch die Bank in einen Anlagefonds. Er beklagte sich 

beim Ombudsman, dass der Wert seiner Fondsanteile während acht Jahren kontinuierlich zurückgegangen sei und er diese 

schliesslich mit Verlust verkaufen musste. Der Ombudsman stellte nach Rückfragen fest, dass es sich um einen Obligatio-

nenfonds handelte, dessen Ertragspotential aufgrund der Zinssituation in den letzten Jahren immer kleiner geworden war. 

Ein Fehlverhalten der Bank bei der Anlageberatung war jedoch nicht ersichtlich. Der Kunde entschloss sich nach Erhalt der 

Erklärungen des Ombudsman, die Angelegenheit nicht weiterzuverfolgen.

ANLAGEBERATUNG UND VERMÖGENSVERWALTUNG
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Gemäss Darstellung der Kunden hatten sie wegen einer gros-

 sen Krise in ihrem Domizilland vor einigen Jahren einen Teil 

ihrer Ersparnisse auf eine Bank in der Schweiz überwiesen. Sie 

hätten diese lediglich sicher verwahren wollen und seien nicht 

bereit gewesen, Anlagerisiken einzugehen. Nach einem Wechsel 

in der Kundenberatung sei ihnen der Abschluss eines Vermö-

gensverwaltungsmandats regelrecht aufgenötigt worden. Der 

neue Kundenberater habe ihnen zu verstehen gegeben, sie 

seien als Kunden nicht mehr erwünscht, wenn sie ihr Bankver-

mögen, welches sie zu rund 80 % in der Form von Kontogut-

haben hielten, nicht investieren würden. Die Unterlagen für 

das Kundenprofil, welches vor Abschluss des Vermögensver-

waltungsmandats erstellt worden war, hätten sie vorunter-

zeichnet. Diese seien nachträglich vom Kundenberater selber 

ausgefüllt worden. Die daraus resultierende Risikofähigkeit 

und Risikobereitschaft sei deshalb falsch. Aus den erläuterten 

Umständen schlossen sie, dass die Bank sie für die eingetre-

tenen Verluste vollumfänglich entschädigen müsse.

In ihrer Stellungnahme an den Ombudsman hielt die Bank fest, 

dass sie mit den Kunden regelmässig Anlageideen diskutiert 

habe und diese dafür offen gewesen seien. Vor dem Hinter-

grund des tiefen Zinsumfelds sei ihnen empfohlen worden, 

mehr als nur 20 % ihres Bankvermögens zu investieren. Dabei 

sei kein ungebührlicher Druck auf sie ausgeübt worden. Ange-

sichts ihrer komfortablen finanziellen Verhältnisse sei es ohne 

weiteres verantwortbar gewesen, gewisse Anlagerisiken ein-

zugehen. Das vorgeschlagene Mandat habe der Risikofähig -

keit und der Risikobereitschaft der Kunden vollumfänglich 

 entsprochen. Tatsächlich seien die Unterlagen für das Kunden-

profil von den Kunden vorunterzeichnet worden. Der Kunden-

berater habe diese aber anlässlich eines Telefongesprächs 

gemeinsam mit ihnen vervollständigt und ihnen das gestützt 

darauf gewählte Vermögensverwaltungsmandat eingehend 

erläutert. Die vervollständigten Unterlagen seien ihnen danach 

zugestellt worden. Die Auflösung des Vermögensverwaltungs-

mandates nach einer derart kurzen Anlagedauer sei entgegen 

der Empfehlung der Bank erfolgt. Hätten die Kunden das Mandat 

aufrechterhalten, wären die Buchverluste bereits nach relativ 

kurzer Zeit wieder verschwunden. Sie war nicht bereit, die 

Kunden zu entschädigen und vertrat diese Haltung dezidiert.

Anlageverluste müssen in der Regel von den Kunden getragen 

werden, es sei denn, es zeige sich ein Fehlverhalten der Bank, 

z. B. eine fehlerhafte Abklärung der Risikofähigkeit und der 

Risikobereitschaft der Kunden oder eine fehlerhafte Umset-

zung des gewählten Vermögensverwaltungsmandats.

Aus den Unterlagen zu diesem Fall ging deutlich hervor, dass 

die Kunden sowohl mit dem Zeitpunkt des Abschlusses des 

Vermögensverwaltungsmandates, wie auch mit dem Zeit - 

punkt von dessen Auflösung, grosses Pech hatten. Beide waren 

rückblickend so gewählt, dass sich das bekannt schlechte 

 Anlagejahr 2018 sehr negativ für sie auswirkte. Es zeigte sich 

auch, dass sie sehr nervös auf die Buchverluste reagierten. Es 

kam gegenüber dem Kundenberater zu üblen Beschimpfungen. 

Die Risikofähigkeit war bei ihnen zweifellos gegeben. Es stellte 

sich jedoch die Frage, ob ihre Risikobereitschaft richtig ein ge-

schätzt worden war. Rein aufgrund der Unterlagen bestanden 

für den Ombudsman diesbezüglich keine Zweifel. Darin waren 

die Risiken des Mandates transparent und mit anschaulichen 

Beispielen beschrieben. Gestützt darauf hätten die Kunden 

erkennen können, dass sie mit den Anlagen gewisse Risiken 

eingehen. Wenn sie tatsächlich gar keine solchen Risiken hätten 

eingehen wollen, hätten sie auf den Abschluss des Mandates 

ganz verzichten müssen. Anlagen ganz ohne Risiken gibt es 

nicht, was als allgemein bekannt vorausgesetzt werden kann. 

Gemäss den Unterlagen waren die Kunden bereits in der  Ver - 

gangenheit mit einem Teil ihres Bankvermögens Anlage ri si ken 

eingegangen. Das Ausmass der Buchverluste war vor dem Hin-

tergrund des schlechten Anlagejahres 2018 im Übrigen unauf-

fällig. 

Allerdings ging die Darstellung der Parteien, wie die Unter -

lagen zustande gekommen waren, stark auseinander. Der 

Ombudsman muss als neutraler Mediator die Glaubwürdigkeit 

der Parteien respektieren. Eigentliche Beweisverfahren wie 

z. B. Zeugeneinvernahmen können darum nicht Bestandteil 

des Ombudsverfahrens sein. Die unterschiedlichen Sachver-

haltsdarstellungen konnten deshalb vorliegend im Rahmen 

des Ombudsverfahrens nicht geklärt werden. Der Ombudsman 

erläuterte ihnen die Argumente der Parteien in einem ab - 

schliessenden Bescheid. Sie wurden informiert, dass sie sich 

an die ordentlichen Gerichte wenden könnten, wenn sie die 

von ihnen behaupte ten Ansprüche weiterverfolgen wollten. 

Der Ombudsman  empfahl ihnen, sich vorgängig bei einem 

 fachkundigen Anwalt über die Chancen und Risiken eines sol-

chen Schrittes zu  informieren, und machte sie darauf auf-

merksam, dass sie für ihre Darstellung des Sachverhalts, 

welche von den schriftlichen Dokumenten abwich, grundsätz-

lich die Beweislast tragen.
2019/07

VERLUSTE IM RAHMEN EINES VERMÖGENSVERWALTUNGSMANDATS

Die Kunden schlossen mit der Bank im Januar 2018 ein Vermögensverwaltungsmandat ab. Nachdem sie Buchverluste von 

rund 7 % der im Mandat investierten Vermögenswerte erlitten hatten, lösten sie dieses im Dezember 2018 auf und veräus-

serten die Anlagen mit Verlust. Sie verlangten von der Bank eine vollständige Entschädigung dafür, da das Vermögensver-

waltungsmandat nicht mit ihrem Kundenprofil übereingestimmt habe. Die Bank lehnte eine Entschädigung ab. Im Rahmen 

des Ombudsverfahrens zeigte sich, dass die Darstellung der Parteien über das Zustandekommen des Vermögensverwal-

tungsmandats weit auseinandergingen und deshalb wesentliche Fragen nicht geklärt werden konnten. Es konnte deshalb 

keine Lösung erzielt werden.
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Der Wert des Portefeuilles der Kundin betrug weniger als 

200 000 CHF. Sie verlangte von der Bank eine Entschädigung 

von rund 10 000 CHF. Ihr Anwalt war der Ansicht, die von der 

Bank in Rechnung gestellten jährlichen Gebühren von 1,5 % 

des Werts der Anlagen seien exorbitant. Ausserdem sei der 

Aktienanteil mit 40 % für eine konservative Anlagestrategie zu 

hoch gewesen. Die Bank sei zudem Fremdwährungsrisiken 

 eingegangen, welche sie mit relativ teuren Swaps abgesichert 

habe. Sie hätte mit einer konservativen Anlagestrategie über-

haupt keine Fremdwährungsrisiken eingehen sollen. Schliess-

lich beanstandete er die grosse Anzahl von Transaktionen und 

akzeptierte die Erklärung der Bank nicht, diese seien wegen 

Geldentnahmen der Kundin erfolgt, da keine solchen stattge-

funden hätten. Nach Ansicht des Anwalts wären bei dem Wert 

des Portefeuilles eine Investition in wenige breit diversifizierte 

Anlagefonds angemessener gewesen.

Die Beschwerde des Anwalts an den Ombudsman war relativ 

oberflächlich abgefasst. Der Ombudsman forderte ihn deshalb 

auf, sich mit den Argumenten der Bank auseinanderzusetzen 

und zur Behauptung Stellung zu nehmen, die Verluste seien 

wegen den negativen Marktentwicklungen, welche die gesamte 

Anlegergemeinde betroffen hätten, entstanden. Zudem wurde 

er aufgefordert darzulegen, welche Schäden seiner Klientin 

durch die von ihm behaupteten Fehlhandlungen konkret 

 entstanden sind. Schliesslich wurde er gebeten zu erklären, 

inwiefern die von der Bank in Rechnung gestellten Gebühren 

exorbitant waren. Er kam dieser Aufforderung nicht nach und 

äusserte sich im Ombudsverfahren nicht mehr.

Weil die früheren Stellungnahmen der Bank an den Anwalt der 

Kundin aber Fragen aufwarfen, kontaktierte der Ombudsman 

die Bank trotzdem und verlangte von ihr eine Stellungnahme 

zum Fall. Da diese Behauptungen enthielt, welche sich als 

aktenwidrig herausstellten, musste die Bank mehrmals 

gemahnt werden, sich mit den Beschwerdepunkten sorgfältig 

auseinanderzusetzen. Sie legte schliesslich dar, sie habe 

das Portefeuille nach Übernahme von der früheren Bank der 

Kundin umgestellt, da es viele Produkte enthalten habe, welche 

ihrem Anlageuniversum fremd gewesen und von ihr nicht  

aktiv verfolgt worden seien, namentlich viele eigene Produkte 

der früheren Bank. Die von der vorherigen Bank verfolgte 

 Anlagestrategie «ausgewogen» mit einem Anlage horizont von 

4 bis 7 Jahren habe am ehesten der Anlagestrategie «konser-

vativ» in der Einteilung der neuen Bank  entsprochen. Diese An la-

gestrategie beinhalte ca. 45 % Obligationenfonds, 25 % Aktien-

fonds, 15 % alternative Produkte und 15 % Liquidität mit einer 

Abweichung von ungefähr 5 %. Da Obligationen in CHF kaum 

mehr eine Rendite abwerfen würden, habe sie in USD-Obli-

gationenfonds investiert und das Währungsrisiko mit Swaps 

abgesichert. Sie wies mit Vergleichswerten nach, dass der 

 Anlageerfolg des Mandats zwar ent täuschend, jedoch nicht 

ausserordentlich schlecht war. Die Verluste seien nicht auf 

Fehler zurückzuführen, und es müsse berücksichtigt werden, 

dass das auf ein Anlageziel von 5 bis 7 Jahre ausgelegte Mandat 

bereits nach kurzer Zeit, nach einer Phase mit einer allgemein 

sehr enttäuschenden Marktent wicklung im Jahr 2018 aufge-

löst worden sei. Die von ihr in  Rechnung gestellten Gebühren, 

deren Rückerstattung die Kundin als Teil des ihr entstandenen 

Verlustes verlangt habe, seien geringer als bei der Vorgänger-

bank gewesen und von der Kundin akzeptiert worden. Sie ver-

wies zudem auf eine schriftliche Entlastungserklärung der 

Kundin, in welcher diese wenige Monate vor der Auflösung des 

Mandates dessen Um setzung und die damit verbundenen 

Transaktionen ausdrücklich akzeptiert und sie von einer Haf-

tung freigezeichnet habe. Damit der Fall vergleichsweise gelöst 

werden konnte, zeigte sich die Bank bereit, der Kundin die 

Gebühren für die Währungsswaps von insgesamt rund 700 CHF 

zu erstatten. 

Eine Weiterführung der Vermittlungsbemühungen wäre für den 

Ombudsman nur dann möglich gewesen, wenn der Anwalt der 

Kundin hätte darlegen können, dass die Verwaltungsgebühren 

nicht gültig vereinbart worden waren und dass die Verluste 

dadurch entstanden sind, dass die Bank bei der Umsetzung 

des Vermögensverwaltungsmandates Fehler gemacht hatte, 

welche in adäquat kausaler Weise zu einem Schaden für seine 

Klientin geführt haben. Da dem Ombudsman trotz entspre-

chender Aufforderung keine solchen Argumente vorgelegt 

wurden, empfahl er den vorgeschlagenen Vergleich zur 

Annahme. Der Anwalt der Kundin folgte dieser Empfehlung.

2019/08

VERLUSTE IM RAHMEN EINES VERMÖGENSVERWALTUNGSMANDATS

Die anwaltlich vertretene Kundin hatte über viele Jahre ein Vermögensverwaltungsmandat bei der schweizerischen Toch-

tergesellschaft einer international tätigen ausländischen Grossbank. Diese gab einen Teil ihres Geschäftsbereichs auf und 

schlug den betroffenen Kunden vor, zu einer von ihr bestimmten anderen Bank zu wechseln. Die Kundin akzeptierte diesen 

Vorschlag. Knapp eineinhalb Jahre später löste die Kundin das Vermögensverwaltungsmandat auf und beklagte sich bei der 

neuen Bank über Verluste und zu hohe Gebühren. Sie verlangte von ihr den Ersatz der Differenz zwischen dem Wert ihres 

Portefeuilles anlässlich dessen Übernahme von ihrer früheren Bank und dem Wert desselben anlässlich der Auflösung der 

Geschäftsbeziehung mit der neuen Bank. Letztere lehnte dies mit dem Argument ab, die Verluste seien wegen negativen 

Marktentwicklungen im Jahr 2018 verursacht worden. Im Rahmen eines Vermögensverwaltungsmandates müsse das 

Anlagerisiko durch den Kunden getragen werden, und es sei kein bestimmter Anlageerfolg geschuldet. Die von ihr in 

Rechnung gestellten Gebühren seien gültig vereinbart worden, und sie habe das Mandat richtig umgesetzt. Der Anwalt der 

Kundin wandte sich darauf an den Ombudsman. Im Ombudsverfahren war die Bank bereit, die Kundin in einem geringen 

Umfang vergleichsweise zu entschädigen, was diese akzeptierte.
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Mit dem strukturierten Produkt verpflichtete sich die Kundin, 

über einen gewissen Zeitraum periodisch bestimmte Beträge 

in GBP zu verkaufen und dagegen zu einem bestimmten Preis 

ihre Heimatwährung zu erwerben. Stieg der Kurs dieser 

 Währung gegenüber GBP während der Laufzeit des Produkts, 

machte sie damit einen Gewinn. Im umgekehrten Fall erlitt sie 

damit einen Verlust. Das Domizil der Kundin befand sich in 

einem Schwellenland. Sie hatte das Pech, dass ihre Heimat-

währung während der Laufzeit des Produktes vor allem wegen 

politischer Turbulenzen stark fiel. Sie machte geltend, dass 

sie sich beim Erwerb des Produkts stark auf die Erklärungen 

der Kundenberaterin in ihrer Muttersprache verlassen habe 

und unter anderem auch aus sprachlichen Gründen nicht in 

der Lage gewesen sei, die englische Produktdokumentation 

zu verstehen. Sie sei deshalb von einer wesentlich kürzeren 

Laufzeit des Produkts und einem wesentlich kleineren maxi-

malen Investitionsbetrag ausgegangen. Der Ombudsman 

konnte den Unterlagen entnehmen, dass sich das strukturierte 

Produkt ausdrücklich an professionelle Investoren richtete. 

Aus seiner Sicht war die Produktdokumentation nicht leicht 

verständlich. 

Der Ombudsman kontaktierte die Bank und wollte von ihr 

wissen, wie sie das Profil der Kundin erstellt hatte, wie der 

Beratungsprozess abgelaufen war und weshalb sie die Ansicht 

vertrat, die Empfehlung des Produktes sei mit dem Kunden-

profil vereinbar. Die Bank erklärte, sie habe zu Beginn der 

Geschäftsbeziehung mit der Kundin deren Investitionsziele 

geklärt und ein Kundenprofil erstellt. Die Kundin habe Anlage-

vorschläge für Obligationen in GBP verlangt. Als Referenzwäh-

rung habe sie USD gewählt, obschon sie Anlagen vornehmlich 

in GBP getätigt habe. Das erstellte Kundenprofil habe eine 

 mittlere Risikobereitschaft, jedoch eine hohe Verlustkapazität 

gezeigt. Die Kundin habe dann diverse Dokumente unter-

zeichnet, unter anderem ein Risikoaufklärungsdokument, wel-

ches sich auf die Risiken von strukturierten Produkten konzen-

triert habe, die denjenigen entsprechen, welche Gegenstand 

des vorliegenden Falles seien. Sie habe dann in Treuhandan-

lagen in GBP und USD bei Banken in ihrem Domizilland inves-

tiert, sei aber mit den Erträgen nicht zufrieden gewesen. Sie 

habe sich danach nach Forex-Produkten erkundigt, mit wel-

chen sie GBP und USD zu günstigen Kursen in ihre Heimat-

währung  wechseln und später wieder zurückwechseln konnte. 

Solche Transaktionen habe sie mit Banken in ihrem Heimatland 

schon verschiedentlich getätigt.

Nach Ansicht der Bank wurden die wesentlichen Eigenschaf ten 

und Risiken des strukturierten Produkts in der Dokumenta - 

tion, welche der Kundin abgegeben worden war, verständlich 

erläutert. Ihre Kundenberaterin habe diese zusätzlich in einem 

E-Mail und in einem Telefongespräch in der Muttersprache der 

Kundin erläutert. Darauf habe sich die Kundin zur Investition 

entschieden. Die Bank betonte, dass sie der Kundin ein dis-

kretionäres Vermögensverwaltungsmandat vorgeschlagen 

habe. Diese habe jedoch ihre Investitionsentscheide selber 

fällen wollen und lediglich eine Anlageberatung verlangt, 

welche jedoch nicht in einem schriftlichen Vertrag festgehal - 

ten war. Schliesslich bemerkte sie, dass die Kundin mit dem 

Produkt Währung ihres Heimatlandes erworben habe, welche 

sie dort für ihren Lebensunterhalt brauchen könne. Es sei 

 deshalb fraglich, ob man effektiv von einem Verlust sprechen 

könne, welcher lediglich im Verhältnis zur Ursprungswährung 

GBP entstanden sei, da die jeweiligen Wechselgeschäfte zu 

höheren Preisen erfolgt seien, als sie mit einem sogenannten 

Spot- Geschäft hätte erzielen können. Die Bank sah deshalb 

aus einer rechtlichen Optik keine Schadenersatzpflicht. Sie 

zeigte sich jedoch bereit, den Fall ohne Anerkennung einer 

Rechtspflicht vergleichsweise zu erledigen, und offerierte dafür 

eine Zahlung von 20 000 GBP.

Der Ombudsman kontaktierte die Bank darauf ein zweites Mal. 

Er hatte Mühe zu verstehen, weshalb die Bank der Kundin 

gerade dieses Produkt empfohlen hatte, welches sich explizit 

an professionelle Investoren richtete und bat die Bank, genauer 

zu erklären, weshalb sie dieses für die Kundin vor dem Hinter-

grund des erstellten Kundenprofils als geeignet und ange-

messen erachtete. Er vertrat die Ansicht, die Produktdoku-

mentation sei für unerfahrene Investoren ungeeignet und hatte 

Verständnis dafür, dass sich die Kundin auf die für sie verständ-

licheren Aussagen ihrer Kundenberaterin verliess. Diese ent-

hielten keine spezifischen Zusicherungen in Bezug auf das 

 Produkt, waren aber von einer sehr optimistischen Haltung 

dazu geprägt. Aufgrund der ihm vorliegenden Informatio-

 nen erachtete er einen Vergleichsvorschlag in der Höhe von 

20 000 GBP als ungenügend.

Die Bank erhöhte darauf ihr Vergleichsangebot auf 50 000 GBP. 

Der Ombudsman empfahl der Kundin dieses zur Annahme, da 

die Bank wiederum festhielt, das Produkt sei für die Kundin 

geeignet und angemessen gewesen, und ein weiteres Ent-

gegenkommen im Rahmen des Vermittlungsverfahrens 

VERLUSTE AUS EINER INVESTITION IN EIN STRUKTURIERTES PRODUKT

Die Kundin investierte nach einem Beratungsgespräch mit ihrer Kundenberaterin in ein strukturiertes Produkt auf der 

Grundlage von Forex-Transaktionen. Sie machte geltend, sie habe die wesentlichen Eigenschaften des Produkts und 

dessen Risiken nicht verstanden. Mangels genügender Englischkenntnisse sei sie nicht in der Lage gewesen, das Factsheet 

zum Produkt zu begreifen. Das Produkt habe auch nicht ihrem Risikoprofil entsprochen. Sie forderte deshalb von der Bank 

den Ersatz des ihr damit entstandenen Schadens, welchen sie auf 140 000 GBP bezifferte. Die Bank lehnte eine Entschä-

digung ab. Die Kundin legte den Fall darauf dem Ombudsman vor. Im Ombudsverfahren war die Bank schliesslich bereit, 

die Kundin mit 50 000 GBP zu entschädigen. Die Kundin akzeptierte diesen Vergleichsvorschlag. 
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 ausschloss. Ein Gang vor die ordentlichen Gerichte mit dem 

Ziel, eine höhere Entschädigung zu erzielen, wäre für die Kundin 

nach Ansicht des Ombudsman mit erheblichen Risiken ver-

bunden gewesen, obschon die Produktdokumentation nicht 

leicht verständlich abgefasst war. Sie hatte ein Risikoaufklä-

rungsdokument unterzeichnet und war nach eigenen Aussagen 

bereit gewesen, gewisse Währungsrisiken einzugehen. Ihre 

Ansicht, sie sei von einer kürzeren Laufzeit und einem gerin-

geren Investitionsbetrag ausgegangen, war schlecht doku-

mentiert. Die Kundin folgte dem Rat des Ombudsman und 

akzeptierte den Vergleich.
2019/09
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Dem Ombudsman stellte sich im vorliegenden Fall das Pro-

blem, dass die Sachdarstellungen des Kunden und der Bank 

in Bezug auf die Investition komplett auseinanderlagen. Im 

Ombudsverfahren hielten beide Parteien hartnäckig an diesen 

fest und waren nicht bereit, einander entgegenzukommen. Der 

Ombudsman musste deshalb das Verfahren erfolglos einstellen 

und verfasste einen abschliessenden Bescheid, in welchem er 

die Standpunkte und die Argumente der Parteien würdigte.

Die Bank konnte sich auf ein unterzeichnetes Kundenprofil 

stützen, das den Kunden als erfahrenen Investor mit dem Anla-

geziel «Wachstum» auswies, der willens und in der Lage war, 

erhebliche Anlagerisiken einzugehen. Gemäss Darstellung der 

Bank waren mit dem Kunden Beratungsgespräche für mass-

geschneiderte strukturierte Produkte geführt worden, nachdem 

ihm die Zinskonditionen für die ursprünglich gewünschten 

 Treuhandanlagen zu ungünstig waren. In Bezug auf die Bera-

tungsgespräche konnte sie sich lediglich auf die Aussagen des 

Kundenberaters stützen. In der Kundengeschichte, in welcher 

die Kundenkontakte protokolliert wurden, fanden sich Ein - 

träge über viele, z. T. recht unbedeutende Ereignisse. Zu den 

behaupteten Beratungsgesprächen für die umstrittene Inves-

tition im Wert von mehreren Millionen US Dollars fand sich 

jedoch kein Eintrag, was den Ombudsman erstaunte. Das 

 strukturierte Produkt wurde nach Ablauf einmal erneuert. Die 

Bank stellte sich auf den Standpunkt, der Kunde habe die 

 Produktdokumentation und die Transaktionsbelege erhalten. 

Das Produkt sei zudem in den Depotauszügen ersichtlich 

gewesen. Sie bezeichnete den Standpunkt des Kunden als 

unglaubwürdig und vermutete, dieser habe lediglich Gründe 

gesucht, nach Kenntnisnahme der Steuerfolgen die für ihn 

 unerwarteten Kosten nachträglich auf die Bank abzuwälzen.

Zugunsten des Kunden sprach, dass es keinerlei Belege für 

seine explizite Zustimmung zur Transaktion gab. Es fehlte ein 

schriftliches Einverständnis, und es gab auch keine Kontakt-

notiz, aus welcher ersichtlich gewesen wäre, dass die Trans-

aktion mit dem Kunden besprochen worden und er damit ein-

verstanden gewesen wäre. Zudem war in einer Kontaktnotiz 

vermerkt, er sei strukturierten Produkten gegenüber abgeneigt. 

Im Weiteren wiesen die ursprünglichen Transaktionsbelege, 

auf welche sich die Bank stützte, nicht klar auf ein struktu-

riertes Produkt hin. Unter diesen Umständen hätte sich die 

Bank nach Ansicht des Ombudsman nicht auf eine stillschwei-

gende Genehmigung der Transaktionen nach Zustellung der 

Belege berufen können. Bei der Erneuerung nach Ablauf des 

Produkts wurde dieses dann klar als strukturiertes Produkt 

bezeichnet, was vom Kunden unwidersprochen blieb. Dem 

Kunden hätte es oblegen, die behaupteten Fehler zeitnah nach 

deren Kenntnisnahme mit der nötigen Deutlichkeit zu rügen.

Unter der Annahme, die vom Kunden bestrittene Darstellung 

der Bank sei korrekt und dieser habe sich nach einem Bera-

tungsgespräch zum Erwerb des strukturierten Produkts ent-

schlossen, prüfte der Ombudsman sodann das Argument des 

Kunden, das Produkt hätte ihm nicht empfohlen werden dürfen, 

da es für ihn steuerschädlich sei. Der Kunde brachte vor, mit 

einer Treuhandanlage, die den gleichen Ertrag generiert hätte 

wie das strukturierte Produkt, hätte er rund 100 000 CHF 

weniger Steuern bezahlen müssen. Dies deshalb, weil das 

 strukturierte Produkt, welches auf USD lautete, im Gegensatz 

zur Treuhandanlage, bei welcher lediglich die Zinserträge 

besteuert worden wären, der Differenzbesteuerung unterlag. 

Er argumentierte, dass ein Produkt mit einer solchen spe - 

ziellen steuerlichen Eigenschaft ihm nicht hätte empfohlen 

werden dürfen, zumindest nicht ohne einen entsprechenden 

expliziten Hinweis auf diese. 

Die Bank stellte sich auf den Standpunkt, im Anlageberatungs-

vertrag sei klar festgehalten, dass sie keine Steuerberatung 

erbringe und in der Produktdokumentation befinde sich ein 

weiterer Hinweis, dass der Kunde die steuerlichen Konse-

quenzen einer Investition selber abklären müsse. 

Nach Ansicht des Ombudsman ist es üblich, dass Banken 

eigentliche Steuerberatungen nur aufgrund von spezifischen 

Vereinbarungen, in der Regel durch spezialisierte Abteilungen, 

und üblicherweise entgeltlich, erbringen. Gemäss der von ihm 

beobachteten allgemeinen Bankpraxis beschränkt sich jedoch 

die Anlageberatung nicht nur auf die diversen Risiken, welche 

den Marktwert und die Sicherheit eines Anlageproduktes 

beeinflussen können. Vielmehr gehören dazu auch Hinweise 

STEUERSCHADEN WEGEN EINES ANGEBLICH OHNE AUFTRAG DES KUNDEN ERWORBENEN 

STRUKTURIERTEN PRODUKTS

Der Kunde machte geltend, er sei ein Anleger, welcher nur bescheidene Risiken eingehen wolle. Er habe ein Kontoguthaben 

von mehreren Millionen US Dollars in Treuhandanlagen investieren wollen. Die Bank habe anstelle von Treuhandanlagen 

gegen seinen explizit geäusserten Willen ² ⁄³ seines gesamten Vermögens in ein einziges strukturiertes Produkt investiert, 

welches risikoreich gewesen sei und sich zudem bei ihm steuerlich negativ ausgewirkt habe. Er reklamierte bei der Bank 

und verlangte, sie müsse ihm die Differenz zwischen dem Erfolg nach Steuern der gewünschten Treuhandanlage und dem 

strukturierten Produkt erstatten. Diese lehnte eine Entschädigung ab und machte geltend, der Kunde habe dieses Produkt 

nach ausführlichen Beratungsgesprächen und der Übergabe der Produktdokumentation erworben. Im schriftlichen 

 Anlageberatungsvertrag sei der Kunde darauf aufmerksam gemacht worden, dass die Bank keine Steuerberatung erbringe. 

In diesem Vertrag und der Produktdokumentation sei ausdrücklich festgehalten, dass die Kunden die steuerlichen 

 Konsequenzen einer Investition selber abklären müssen und dafür gegebenenfalls einen Steuerberater beiziehen sollten. 

Der Kunde war mit der Haltung der Bank nicht einverstanden und legte den Fall dem Ombudsman vor. Die Bank war auch 

im Rahmen des Ombudsverfahrens zu keinem Entgegenkommen bereit. 
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auf produktspezifische Steuerrisiken und die Ertragsmöglich-

keiten nach Steuern, insbesondere, wenn ein Kunde erstmals 

eine bestimmte Investition tätigt.

Selbst wenn aufgrund der vertraglichen Vereinbarung keine 

Steuerberatung geschuldet ist, darf eine Bank gemäss der 

 Meinung des Ombudsman gestützt auf die ihr im Rahmen der 

Anlageberatung obliegende Sorgfaltspflicht keine Produkte 

empfehlen, welche unabhängig von der individuellen Steuer-

situation des Kunden aufgrund seines Steuerdomizils zu ver-

meidbaren Steuerbelastungen führen, welche den erzielbaren 

Ertrag nach Steuern substantiell negativ beeinflussen. Ob im 

konkreten Fall das strukturierte Produkt in diesem Sinne als 

«steuerschädlich» zu betrachten war, blieb im vorliegenden 

Fall allerdings umstritten. 

Da die Bank klar machte, dass sie zu keinem Entgegenkom men 

bereit war, verzichtete der Ombudsman darauf, sich in seinem 

abschliessenden Bescheid zur Höhe des geltend gemachten 

Steuerschadens zu äussern und stellte seine Vermittlungs-

bemühungen ein. Er drückte dabei der Bank nochmals sein 

Erstaunen darüber aus, dass diese das Beratungsgespräch 

und die Zustimmung des Kunden zu einer derart grossen 

 Transaktion nicht eindeutig dokumentieren konnte. Dies war 

der Glaubwürdigkeit ihrer Darstellung nicht förderlich und 

führte schliesslich auch dazu, dass die Streitigkeit einen 

grossen  Aufwand verursachte und das Ombudsverfahren mit 

einem unklaren Ergebnis eingestellt werden musste. 

Wie in diesem Fall, beobachtet der Ombudsman nach wie 

vor regelmässig, dass zwar Anlageberatungsdienstleistungen 

mehr und mehr in schriftlichen Verträgen formalisiert werden, 

die Dokumentation der gestützt darauf geführten Beratungs-

gespräche teilweise aber ganz fehlt oder inhaltlich ungenü -

gend ist. Solche Fälle erscheinen ihm im Hinblick auf das 

Inkrafttreten der aufsichtsrechtlichen Verhaltens- und Doku-

mentationspflichten des Finanzdienstleistungsgesetzes 

FIDLEG erstaunlich.
2019/10
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Der Sohn der Kundin störte sich insbesondere daran, dass er 

kurz vor der Umstellung des Vermögensverwaltungsmandats 

Besuch vom neuen Kundenberater erhalten hatte, dieser ihn 

aber nicht über die geplanten Massnahmen informierte. Er hielt 

zudem fest, dass die Steuer auf den realisierten Gewinnen 

nach dem Tod seiner bereits sehr betagten Mutter für die Erben 

nicht angefallen wären und die Bank mit der Umstellung des-

halb hätte zuwarten sollen.

Der Ombudsman kontaktierte darauf die Bank und bat sie um 

eine Stellungnahme zum Fall. Er wollte insbesondere verstehen, 

aus welchen Motiven die Umstellung des Vermögensverwal-

tungsmandats erfolgte, ob die Kunden über die Änderungen 

und die damit verbundenen Risiken informiert wurden und ob 

allfällige Steuerfolgen in die Überlegungen eingeflossen waren. 

Die Bank vertrat die Ansicht, gestützt auf den Vermögensver-

waltungsvertrag und die Richtlinien der Bankiervereinigung 

für Vermögensverwaltungsaufträge habe sie die Kundin resp. 

ihren Vertreter nicht über die geplante Umstellung informieren 

müssen, sondern sei selber ohne Weiteres zu den Massnahmen 

berechtigt gewesen. Der Besuch des neuen Kundenberaters 

beim Sohn der Kundin habe dem Kennenlernen gedient. Die 

Besprechung der Anlagen sei kein Thema gewesen. Sie habe 

sich generell dazu entschieden, kleinere Depots, d. h. solche 

unter einer Million Franken, nicht mehr traditionell zu verwalten, 

sondern die Vermögenswerte zu verkaufen und mit dem Erlös 

einen passenden hauseigenen Anlagestrategiefonds zu 

erwerben, welcher aktiv verwaltet werde. Dies sei effizienter 

und für die Kunden auch mit weniger Gebühren verbunden. 

Im Weiteren teilte die Bank dem Ombudsman mit, es sei auf-

grund ihrer allgemeinen Geschäftsbedingungen alleine Sache 

der Kunden, sich über die steuerlichen Konsequenzen der 

Anlagen zu informieren. Sie sei im Rahmen der Vermögensver-

waltung nicht verpflichtet, die steuerliche Situation der Kunden 

bei ihren Anlageentscheiden mitzuberücksichtigen. Die Kundin 

sei aufgrund der Jahresendauszüge darüber informiert gewesen, 

dass in ihrem Depot erhebliche Buchgewinne aufgelaufen 

seien. Schliesslich wies sie daraufhin, dass die Umstellung 

etwa zur Hälfte bereits im Jahr 2017 erfolgt sei und der ent-

sprechende Jahresendauszug, in welchem diese Massnahmen 

ersichtlich gewesen seien, unwidersprochen geblieben sei.

Der Ombudsman intervenierte erneut bei der Bank und musste 

dieser mitteilen, dass er ihre Ausführungen in weiten Teilen als 

falsch und schlicht nicht mehr als zeitgemäss erachtete. Er 

anerkannte, dass die Bank auf der Basis der geltenden Ver-

tragsbedingungen nicht verpflichtet war, die Kundin steuerlich 

zu beraten. Mangels vorgängiger Information war letztere 

jedoch nicht in der Lage gewesen, die steuerlichen Konse-

quenzen der von der Bank entschiedenen Umstellung abklä - 

ren zu lassen. Der Ombudsman war im Weiteren der Meinung, 

dass eine Bank mit internationaler Privatkundschaft über 

die Kernelemente der auf ihre Kunden anwendbaren Steuer-

systeme Bescheid wissen muss. Im Gegensatz zur Schweiz 

kennen viele Länder Kapitalgewinnsteuern für Privatpersonen. 

Diese sind zwar im Detail verschieden ausgestaltet. Die Bank 

hätte jedoch erkennen müssen, dass die Umstellung der Ver-

mögensverwaltungsmandate für Kunden, welche von Kapital-

gewinnsteuern betroffen sind, schwerwiegende steuerliche 

Folgen haben kann, selbst wenn sie keine Verpflichtung hatte, 

die individuelle Steuersituation der Kundin abzuklären. Sie 

muss Verwaltungshandlungen vermeiden, welche derart 

 steuerschädlich sind, dass sie einen Anlageerfolg in Frage 

stellen. Dies ist Teil ihrer Pflichten als Vermögensverwalterin 

und hat mit einer Steuerberatung noch nichts zu tun. Im vor-

liegenden Fall verlor die Kundin im Übrigen alleine wegen den 

Steuern wesentlich mehr als 10 % ihres Anlagevermögens.

Nachdem die Bank mit diesen Argumenten konfrontiert wurde, 

zeigte sie sich bereit, der Kundin 50 % der durch die Um - 

stellung angefallenen Steuern zu ersetzen. Der Ombudsman 

erachtetet diesen Vergleichsvorschlag als angemessen, da 

die Kundin resp. ihr Sohn es unterlassen haben, den Endjah-

resauszug 2017 zu beanstanden und somit weiteren Schaden 

zu verhindern. Der Kundenvertreter nahm den Vergleichs-

vorschlag dankend an.
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STEUERSCHADEN NACH UMSTELLUNG EINES VERMÖGENSVERWALTUNGSMANDATS

Die sehr betagte Kundin mit ausländischem Wohnsitz hatte seit vielen Jahren ein Vermögensverwaltungsmandat bei einer 

kleineren Bank, welche auf das Geschäft mit vermögenden Privatkunden fokussiert war. Vor einigen Jahren hatte die durch 

ihren Sohn vertretene Kundin das bei der Bank gehaltene Vermögen in ihrem Wohnsitzland steuerlich regularisiert. Nach 

Erfüllung der Steuerpflichten fiel das Bankvermögen unter eine Million Franken. Die Bank verkaufte danach sämtliche 

Vermögenswerte und ersetzte diese durch einen einzigen hauseigenen Anlagestrategiefonds. Mit dem Verkauf realisierte 

sie beträchtliche Buchgewinne, welche über die Jahre aufgelaufen waren. Dadurch fielen bei der Kundin beträchtliche 

Steuern an. Die Bank lehnte es ab, sich am Steuerschaden zu beteiligen, welchen der Sohn im Namen seiner Mutter gel-

tend machte. Im Ombudsverfahren war sie schliesslich bereit, 50 % der wegen der Umstellung des Vermögensverwaltungs-

mandats anfallenden Steuern zu übernehmen.
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Die Bank machte zuerst gegenüber dem Kunden und später 

gegenüber dem Ombudsman geltend, ihre Depotstelle, bei der 

sie die Obligationen für den Kunden verwahrte, habe ihr die 

Information, dass bestimmte Investoren sich vor dem eigent-

lichen Umtauschangebot registrieren mussten, nicht weiter-

geleitet. Sie habe lediglich eine allgemeine Information über 

ein bevorstehendes Sanierungsverfahren des Emittenten 

erhalten. Da aufgrund dieser allgemeinen Information keine 

Handlungen der Depotkunden erforderlich gewesen seien, 

habe sie diese nicht weitergeleitet. Der Ombudsman bat die 

Bank darauf um eine Kopie der erwähnten allgemeinen Infor-

mation. Nach deren Durchsicht musste er feststellen, dass die 

Registrierungspflicht für bestimmte Inhaber der Obligationen 

entgegen den Aussagen der Bank dort aufgeführt war. Aller-

dings war das Verfahren ausserordentlich komplex. Den Inha-

bern wurde deswegen empfohlen, sich an einen lokalen Anwalt 

am Sitz des Emittenten zu wenden, welcher sich in einem 

Schwellenland befand.

Nachdem der Ombudsman die Bank mit der Tatsache konfron-

tierte, dass ihr die wesentlichen Informationen doch vorge-

legen hatten, stellte sie sich auf den Standpunkt, sie habe 

gestützt auf ihr Depotreglement keine Pflicht, solche Informa-

tionen weiterzuleiten, zumal es sich beim Kunden um einen 

sogenannten «execution only»-Kunden handle. Dieser sei 

selber dafür verantwortlich, die notwendigen Informationen 

beim Emittenten zu beschaffen. Der Ombudsman war in diesem 

Punkt dezidiert anderer Meinung. Seiner Ansicht nach gehört 

es usanzgemäss zu den klaren Pflichten einer Depotbank, wich-

tige Informationen über sogenannte «Corporate Actions», die 

sie erhält, an ihre Depotkunden weiterzuleiten. Dem von der 

Bank angerufenen Depotreglement konnte denn auch nichts 

anderes entnommen werden. Dieses machte keine Unter-

scheidung, ob es sich nur um einen «execution only»-Kunden 

handelt, oder ob die Bank mit ihm einen Anlageberatungs- oder 

Vermögensverwaltungsauftrag abgeschlossen hat. Die Bank 

hatte gemäss Auffassung des Ombudsman daher die ihr auf-

grund des Depotreglements obliegenden beschränkten Ver-

waltungspflichten verletzt.

Eine andere Frage war, ob diese Vertragsverletzung adäquat 

kausal für den vom Kunden geltend gemachten Schaden war, 

d. h. ob sein Schaden nach vernünftigem Ermessen einen 

Zusammenhang mit der vorgängigen Vertragsverletzung hatte. 

Dabei musste man wohl berücksichtigen, dass das Verfahren, 

welches der Kunde hätte durchlaufen müssen, wie erwähnt 

sehr komplex war. Es wären ihm unter Umständen Anwalts-

kosten erwachsen, und es konnte nicht zweifelsfrei abge-

schätzt werden, dass die Schritte auch erfolgreich gewesen 

wären. Der Ombudsman schlug der Bank deshalb vor, den Fall 

vergleichsweise zu erledigen und dem Kunden 50 % des  geltend 

gemachten Schadens zu ersetzen. Die Bank beharrte zwar auf 

ihrer Ansicht über die Sach- und Rechtslage, war aber ohne 

Anerkennung einer Rechtspflicht trotzdem bereit, dem Kunden 

das vorgeschlagene Angebot zu unterbreiten. Dieser nahm 

das Vergleichsangebot an.
2019/12
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SCHADEN WEGEN NICHTWEITERLEITUNG WESENTLICHER INFORMATIONEN DURCH DIE DEPOTBANK

Die Bank informierte den Kunden über ein Umtauschangebot für eine Obligation, welche dieser in seinem Depot bei ihr 

verwahren liess. Der Kunde wollte das Angebot annehmen, musste jedoch feststellen, dass er nicht am Umtauschverfahren 

teilnehmen konnte, da er sich nicht vorgängig dafür registriert hatte. Dieses Erfordernis war in einer Information enthalten 

gewesen, welche der Emittent der Obligation einige Monate vorher herausgegeben hatte. Diese Information war von der 

Bank nicht an den Kunden weitergeleitet worden. Dieser machte geltend, es sei ihm ein Schaden von 12 000 EUR ent-

standen, weil er nicht am Umtauschangebot teilnehmen konnte. Die Bank wollte ihm nur einen Bruchteil dieses Schadens 

ersetzen, worauf er sich an den Ombudsman wandte. Nach Durchführung des Ombudsverfahrens war sie schliesslich 

bereit, dem Kunden die Hälfte des Schadens zu ersetzen, was dieser annahm.

BÖRSE UND DEPOT
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FEHLENDE GUTSCHRIFT EINER NACHZAHLUNG AUF DIVIDENDEN FÜR EINEN DEPOTKUNDEN

Der Kunde beschwerte sich bei der Bank darüber, dass diese ihm Nachzahlungen auf Dividenden für eine bestimmte 

Aktienposition, welche er bei ihr im Depot hielt, teilweise nicht gutschrieb und bei denjenigen, welche ihm gutgeschrieben 

worden waren, ungerechtfertigte Steuerabzüge gemacht habe. Seine ausführliche Reklamation wurde von der Bank mit 

grosser Verzögerung beantwortet. Sie machte geltend, sie habe dem Kunden alle Nachzahlungen weitergeleitet, auf welche 

er Anspruch gehabt habe. Im Übrigen habe sie lediglich die Nachzahlungsaufträge ihrer Depotbank weitergeleitet und habe 

keine weiteren Pflichten. Der Kunde reklamierte erneut bei der Bank und legte ihr Dokumente vor, welche seine Ansprüche 

auf die von ihm behaupteten Nachzahlungen und seine Ansicht, wie diese steuerlich zu behandeln sind, belegten. Die Bank 

kam erst nach einer Mahnung und über ein halbes Jahr später auf die Reklamation des Kunden zurück, hielt jedoch im 

Wesentlichen an ihrer ersten Antwort fest. Der Kunde legte den Fall darauf dem Ombudsman vor. Seine berechtigten 

Ansprüche konnten im Ombudsverfahren durchgesetzt werden. 

Die Reklamation des Kunden war gut begründet und doku-

mentiert. Er hatte die Nachzahlungsansprüche zusammen mit 

anderen Minderheitsaktionären gerichtlich erstritten und 

war deshalb über dieselben und die Art und Weise, wie diese 

umgesetzt werden mussten, bestens informiert. Die mass-

gebenden Informationen waren auch öffentlich zugänglich. Es 

war für ihn deshalb nicht nachvollziehbar, dass die Bank ihm 

beschied, er habe keinen Anspruch auf die Nachzahlungen. 

Da er im Zusammenhang mit Depotdienstleistungen bereits 

 verschiedentlich bei der Bank reklamieren musste, warf er ihr 

Qualitätsmängel vor.

Der Kunde beschränkte seine Beschwerde an den Ombudsman 

auf die Nachzahlungsansprüche und legte ihm das steuerliche 

Problem nicht mehr vor, da er dieses anderweitig lösen konnte. 

Die Stellungnahmen der Bank gegenüber dem Kunden waren 

für den Ombudsman nicht nachvollziehbar. Er kontaktierte 

diese und bat sie, die Beschwerde des Kunden mit der notwen-

digen Sorgfalt zu bearbeiten und ihre Haltung zu prüfen. Auch 

der Ombudsman musste die Bank mehrmals mahnen, bevor 

er mit grosser Verzögerung eine Antwort erhielt. Diese war 

allerdings erfreulich. Die Bank hatte nun ihre Depotbank kon-

taktiert, welche ihrerseits mit der Gesellschaft Kontakt auf-

nahm, welche zu den Nachzahlungen verpflichtet war. Es stellte 

sich heraus, dass diese fälschlicherweise noch nicht erfolgt 

waren. Da absehbar war, dass sich die Zahlungen noch ein 

wenig verzögern würden, schoss die Bank dem Kunden diese 

vor, entschuldigte sich bei ihm und gewährte ihm für den 

beträchtlichen Aufwand, welchen er mit der berechtigten 

Beschwerde hatte, eine kleine Entschädigung. Der Fall konnte 

somit zu seiner Zufriedenheit gelöst werden.

Der Fall zeigt, dass die Komplexität von Depotdienstleistungen 

nicht zu unterschätzen ist. Während die üblichen Prozesse in 

diesem ausgesprochenen Massengeschäft stark standardi   -

siert werden können und kaum zu Beschwerden Anlass geben, 

zeigen sich bei der Behebung von spezifischen Problemen, 

z. B. im Zusammenhang mit der Umsetzung von komplexeren 

sogenannten «Corporate Actions», zuweilen Qualitätspro-

bleme. Die Antworten, welche die Bank dem Kunden im vor-

liegenden Fall hatte zukommen lassen, erweckten den Ein-

druck, dass es am nötigen Know-how fehlte, wie solche 

Probleme angegangen werden müssen. Die Bank vertrat sogar 

die Ansicht, dass sie die gewohnten und im Depotgeschäft 

dem Marktstandard entsprechenden beschränkten Verwal-

tungshandlungen bei diesem Kunden nicht erbringen musste. 

Sie begründete dies unter anderem auch damit, dass es sich 

um einen reinen  «execution only»-Kunden handle. Die Depot-

bestimmungen der Bank enthielten gemäss den Feststellungen 

des Ombudsman keine entsprechenden Einschränkungen. 

Dies wäre auch  unüblich. Wie weit die erwähnten beschränk - 

ten Verwaltungshandlungen im Einzelfall gehen müssen, ist 

teilweise um stritten. Sie sind jedoch gemäss der Ansicht des 

Ombudsman grundsätzlich auch gegenüber «execution only»- 

Kunden zu erbringen.
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SCHADEN NACH AUFSPALTUNG EINER KRYPTOWÄHRUNG

Der Kunde war in eine Kryptowährung investiert. Das entsprechende Guthaben hielt er in einem Depot bei der Bank. Nach 

der Aufspaltung der Kryptowährung schrieb ihm die Bank nur seinen Anteil an einem der beiden Teile der aufgespaltenen 

Kryptowährung gut. Er konnte den anderen Teil weder bei der Bank halten, noch in ein Depot bei einem anderen Anbieter 

transferieren und erhielt dafür auch keine Entschädigung. Die Bank begründete dies damit, dass ihre Partnerbörse, welche 

ihr für dieses Geschäft als Liquiditätsgeberin dient, nur die Aufbewahrung des einen Teils der Währung ermöglichte, und 

verwies auf die Bestimmungen ihres Vertrags über den Handel mit Kryptowährungen. Im Ombudsverfahren konnte keine 

Lösung gefunden werden.

Die Kryptowährung Bitcoin Cash spaltete sich nach Auseinan-

dersetzungen unter den am Netzwerk beteiligten Personen in 

die neuen Währungen Bitcoin Cash ABC und Bitcoin Cash 

Satoshi Vision auf. Der Kunde fand nach dieser Aufspaltung, 

welche als sogenannte «Hard Fork» bekannt ist, nur seinen 

Anteil an Bitcoin Cash ABC in seinem Depot wieder. Er for -

derte die Bank deshalb auf, ihm auch seinen Anteil an Bitcoin 

Cash Satoshi Vision gutzuschreiben. Diese machte geltend, 

eine solche Gutschrift sei nicht möglich, da ihre Partnerbörse 

Bitstamp die Blockchain Bitcoin Cash Satoshi Vision nicht 

unterstütze, sondern nur die Bitcoin Cash ABC, welche von 

der Mehrheit der am Netzwerk Beteiligten übernommen 

worden war. Der Kunde forderte die Bank daraufhin auf, ihm 

den Gegenwert seines Anteils an Bitcoin Cash Satoshi Vision 

von rund 500 EUR in EUR zu ersetzen, da er diesen Anteil 

weder bei der Bank halten, noch an ein anderes Depot bei 

einem Dritt anbieter übertragen konnte und somit effektiv 

 verloren hatte. Die Bank weigerte sich, dem Kunden eine 

solche Entschä digung zu leisten, worauf er den Fall dem 

Ombudsman unterbreitete.

In ihrer Stellungnahme an den Ombudsman bestätigte die 

Bank ihre Haltung. Sie verwies dabei auf den mit dem Kunden 

abgeschlossenen Vertrag über den Handel mit Kryptowäh-

rungen. In diesem Vertrag wurden die Kunden ausführlich 

über die mit Kryptowährungen verbundenen Risiken informiert 

und darauf hingewiesen, dass viele Fragen im Zusammenhang 

mit diesen neuen Währungen noch ungeklärt sind. Unter 

anderem wurden die Kunden darin auch explizit auf die mög-

lichen negativen Folgen eines Hard Forks, wie sie vorliegend 

leider eingetreten sind, aufmerksam gemacht. Im Vertrag 

stand, dass ihnen unter Umständen nicht immer alle Versionen 

einer Kryptowährung gutgeschrieben werden könnten und das 

Risiko bestehe, dass die Kunden den Wert davon nach einem 

Hard Fork verlieren. Der Kunde habe sich mit diesen vertrag-

lichen Bestimmungen einverstanden erklärt und damit aner-

kannt, dass die Bank nicht immer in der Lage sein werde, ihm 

neue Token, welche aufgrund eines Hard Forks entstünden, 

zur Verfügung zu stellen. Die Bank habe weder die Möglich -

keit noch die Absicht, ihren Kunden Bitcoin Cash Satoshi 

Vision Token zur Verfügung zu stellen. Sie habe auch keine 

 Verpflichtung, neue Token oder deren Gegenwert in einer 

anderen Währung verfügbar zu machen. Gemäss ihren Infor-

mationen sehe ihre Liquiditätsgeberin Bitstamp in der Zukunft 

nicht vor, Bitcoin Cash Satoshi Vision zu unterstützen. Sie 

bedaure diese Situation, könne aber den Forderungen des 

Kunden aus den genannten Gründen nicht nachkommen.

Der Ombudsman konnte das Unverständnis und die Frustra-

tion des Kunden über die Folgen, welche der Hard Fork der 

 Kryptowährung, in welche er investiert war, für ihn hatte, gut 

nachvollziehen. Die vertraglichen Bestimmungen waren seiner 

Ansicht nach jedoch unmissverständlich. Es handelte sich 

wohl um ein Risiko, welches dem Handel mit Kryptowährungen 

offenbar inhärent ist und unter dem Titel «Risiken und Risiko-

allokation» klar dem Kunden zugeordnet wurde. Angesichts 

der Ausführungen der Bank und dieser vertraglichen Bestim-

mungen erachtete der Ombudsman weitere Vermittlungs-

bemühungen als aussichtslos und musste das Verfahren ohne 

Ergebnis für den Kunden einstellen.
2019/14
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Der Ombudsman sah sich auch im Jahr 2019 mit zahlreichen 

Gebührenstreitigkeiten konfrontiert. Den vorliegenden Fall 

unterbreiteten ihm die Kunden, nachdem sie nach Lektüre 

seines Jahresberichts 2016 (Seiten 13 ff und 21 ff) zum Schluss 

gekommen waren, die Bank habe die dort erläuterten Grund-

sätze nicht eingehalten, und mit ihr keine Einigung fanden. Die 

Bank hatte die Kreditauflösungsgebühren während der Lauf-

zeit ihrer Festhypothek zweimal verdoppelt, von ursprünglich 

100 CHF auf 200 CHF und in einem zweiten Schritt von 200 CHF 

auf 400 CHF, weil sie der Ansicht war, die ursprünglich verein-

barten Gebühren seien nicht kostendeckend gewesen. Die 

Änderungen wurden lediglich im Internet publiziert und in den 

Geschäftsstellen aufgelegt. 

Gebührenstreitigkeiten beurteilt der Ombudsman nach den 

 folgenden Grundsätzen: Bankgebühren sind in der Regel dann 

geschuldet, wenn sie üblich oder vereinbart sind. Normaler-

weise akzeptieren die Kunden bei der Kontoeröffnung die 

 Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank, in welchen auf 

Gebührentabellen verwiesen wird, oder es wird in anderen all-

gemeinen Vertragsbedingungen auf solche Gebührentabellen 

verwiesen. Die Banken behalten sich meistens vor, diese peri-

odisch anzupassen. Werden in einer laufenden Geschäfts be-

ziehung Gebühren neu eingeführt oder angepasst, stellt dies 

eine Vertragsänderung dar, welche den betroffenen Kunden 

auf dem für sie üblichen Kommunikationsweg so rechtzeitig 

mitgeteilt werden muss, dass diese ihr Verhalten anpassen 

und die Bankbeziehung gegebenenfalls auflösen können, wenn 

sie mit der Änderung nicht einverstanden sind. Eine Vereinba-

rung kann auch stillschweigend zustande kommen, z. B. wenn 

entsprechende Mitteilungen der Bank vom Kunden unwider-

sprochen bleiben. Werden diese Grundsätze eingehalten, äus-

sert sich der Ombudsman nicht zur Angemessenheit von 

Gebühren, da geschäftspolitische und tarifarische Fragen 

gemäss der Verfahrensordnung seiner Beurteilung entzogen 

sind.

Tatsächlich kam auch der Ombudsman zum Schluss, dass die 

Bank diese Grundsätze im Fall der Kunden verletzt hatte. 

Trotzdem weigerte sich diese auch nach seiner Kontaktnahme 

mit ihr, den Kunden die zu viel verrechneten Beträge zurück-

zuzahlen. Nachdem der Leiter der Geschäftsstelle mit der zen-

tralen Rechtsabteilung der Bank Rücksprache genommen 

hatte, entschloss sich die Bank, den Kunden den zu viel ver-

rechneten Betrag von 300 CHF zurückzuerstatten. Sie vertrat 

jedoch die Ansicht, dies geschehe lediglich aus Kulanz. Sie 

sei berechtigt gewesen, den Kunden den ursprünglichen 

Betrag von 400 CHF zu belasten. Aufgrund ihrer allgemeinen 

Geschäftsbedingungen habe sie das Recht, Gebühren jeder-

zeit anzupassen. Es sei rechtlich nicht erforderlich und zudem 

unpraktikabel, Kunden mit Produkten, welche feste Laufzeiten 

haben, in Bezug auf Gebühren anders zu behandeln als die 

übrigen Kunden. Im Weiteren habe sie mit der Art der Mittei-

lung der Erhöhungen die Vorschriften der Preisbekanntgabe-

verordnung eingehalten. Kreditauflösungsgebühren seien 

üblich, und der Betrag sei marktgerecht.

Die Ausführungen der Bank überzeugten den Ombudsman nicht 

und waren nicht geeignet, seine langjährige Praxis zu ändern. 

Obschon Kreditauflösungsgebühren gemäss seiner Beobach-

tung zwar häufig sind, werden diese keineswegs von allen 

Banken verlangt. Sie waren in der Vergangenheit Gegenstand 

von Interventionen des SECO und demnach nicht unumstritten. 

Im vorliegenden Fall spielte die Frage, ob die Kreditauflösungs-

gebühr üblich ist, im Übrigen keine Rolle, da eine Gebühren-

vereinbarung vorlag und es darum ging, deren Gültigkeit zu 

prüfen. Schliesslich kommen Kreditaufhebungsgebühren in der 

Praxis in verschiedener Höhe vor, so dass ein bestimmter 

Betrag, wie z. B. vorliegend 400 CHF, nicht vorbehaltlos als 

marktüblich bezeichnet werden kann. 

Gebühren sind nach Ansicht des Ombudsman Vertragsbestand-

teil, und die Preisbekanntgabeverordnung regelt die Frage, wie 

Gebühren zivilrechtlich bindend eingeführt und angepasst 

werden können, nicht. Zudem scheint eine Regelung, wonach 

sich Kunden in allgemeinen Geschäftsbedingungen jedwelchen 

zukünftigen Gebührenanpassungen zum vorneherein unter-

werfen, ohne die Möglichkeit zu haben, den Vertrag zu den 

alten Bedingungen aufzulösen, wenn sie mit der Gebühren-

änderung nicht einverstanden sind, problematisch. Der 

Ombudsman wird seine Gebührengrundsätze deshalb auch 

in Zukunft auf Gebührenstreitigkeiten anwenden.

2019/15

KREDITAUFLÖSUNGSGEBÜHREN FÜR EINE FESTHYPOTHEK

Die Kunden hatten bei der Bank eine Festhypothek, welche sie nach Ablauf von einer anderen Bank ablösen liessen. Dafür 

berechnete ihnen die bisherige Bank eine Kreditauflösungsgebühr von 400 CHF. Die Kunden bestritten diese Gebühr und 

waren lediglich bereit, eine Kreditauflösungsgebühr in der Höhe der zum Zeitpunkt des Abschlusses der Festhypothek 

vereinbarten 100 CHF zu bezahlen. Die Bank weigerte sich, den Kunden entgegenzukommen. Der Ombudsman war der 

Ansicht, die Bank habe gegen die von ihm bei der Beurteilung von solchen Fällen üblicherweise zugrunde gelegten 

 Gebührengrundsätze verstossen. Im Ombudsverfahren zahlte die Bank den Kunden 300 CHF zurück, weigerte sich aber, 

ihre Gebührenpraxis generell anzupassen.

GEBÜHREN



35Schweizerischer Bankenombudsman | Jahresbericht 2019 | Ausgewählte Fälle | Gebühren

Der Kunde erhielt von der Bank ein Schreiben, mit welchem 

diese ihm die gesamte Geschäftsbeziehung kündigte und innert 

kurzer Frist Saldierungsinstruktionen verlangte. Er kam dieser 

Aufforderung nach und wollte auch seine Hypothek zurück-

zahlen, die mit einer festen Laufzeit abgeschlossen worden, 

aber noch nicht abgelaufen war. Die Bank verlangte dafür eine 

Vorfälligkeitsentschädigung. Alternativ zeigte sie sich bereit, 

die Festhypothek bis zum Ablauf der vereinbarten Dauer laufen 

zu lassen. Der Kunde wurde aber gezwungen, dafür ein Konto 

weiterzuführen, damit die Bank darauf die quartalsweise anfal-

lenden Zinsen belasten konnte. Dafür sollte er gemäss Auffas-

sung der Bank neben den üblichen Gebühren auch eine 

spezielle Gebühr für Kunden mit Domizil Ausland bezahlen, 

welche die Bank vor einigen Jahren eingeführt hatte. Der Kunde 

war damit nicht einverstanden, weil er das Konto für keine 

andere Dienstleistung mehr nutzen konnte. So wurde ihm zum 

Beispiel auch der E-Banking-Zugang verweigert. Er verlangte 

von der Bank, dass diese ihm ab dem Datum, mit welchem die 

Kündigung wirksam geworden war, die Gebühren zurücker-

stattet und bis zum Ablauf der Hypothek auf die  Erhebung der-

selben verzichtet. Die Bank lehnte dies ab, obschon sie im Ant-

wortschreiben auf die Reklamation des Kunden ausdrücklich 

festhielt, dass reine Hypothekarkunden von der umstrittenen 

Gebühr befreit seien.

Nach Sichtung der ihm vom Kunden zur Verfügung gestellten 

Unterlagen kam der Ombudsman zum Schluss, dass in der 

Angelegenheit seitens der Bank wohl etliches schiefgelaufen 

war. Die Bank hatte die Beziehung offenbar mit einem Stan-

dardschreiben gekündigt und die laufende Festhypothek 

 wahrscheinlich schlicht vergessen. Die Kundenreklamation 

wurde danach scheinbar ebenfalls mit einem Standard-

schreiben beantwortet, welches inhaltlich nicht auf das 

Anliegen des Kunden einging. Die Bank hielt darin ausdrück-

lich fest, dass reine Hypothekarkunden die von ihm beanstan-

dete Gebühr nicht bezahlen mussten. Der Kunde war aber 

 aufgrund der Kündigung der Geschäftsbeziehung für die Rest-

laufzeit der Festhypothek nun ein reiner Hypothekarkunde. Es 

war deshalb für den Ombudsman nicht verständlich, weshalb 

sich die Bank weigerte, dem Kunden die umstrittenen Gebühren 

zurückzuzahlen und für die Restlaufzeit der Hypothek auf diese 

zu verzichten. Er forderte die Bank deshalb auf, zum Fall Stel-

lung zu nehmen, und teilte ihr gleichzeitig mit, dass er, ohne 

dieser Stellungnahme vorgreifen zu wollen, aufgrund der vor-

liegenden Informationen die Meinung vertrete, die Bank müsse 

dem Kunden entgegenkommen.

Die Bank war leider nur bereit, für die Restlaufzeit auf die 

umstrittenen Gebühren zu verzichten, und verweigerte die 

Rückzahlung des Teils der Gebühren, welche dem Kunden 

bereits belastet worden waren. Sie begründete ihre Haltung 

damit, dass den reinen Hypothekarkunden diese Gebühren nur 

dann erlassen werde, wenn der Kontosaldo weniger als 

10 000 CHF betrage. Sei dieser auch nur kurzzeitig höher, wie 

dies vorliegend der Fall war, werde seitens der Bank vermutet, 

dass das Konto für weitere Dienstleistungen benützt werde. 

Dann werde die umstrittene Gebühr automatisch fällig. Sie 

konnte dem Ombudsman nicht sagen, ob diese zusätzliche, 

erst im Ombudsverfahren erwähnte Bedingung dem Kunden 

je mitgeteilt worden war. 

Der Ombudsman musste deshalb ein weiteres Mal bei der 

Bank vorstellig werden. Er machte sie unter anderem darauf 

aufmerksam, dass die von ihr erwähnte Vermutung vorliegend 

wohl nicht greifen könne, da dem Kunden seit Wirksamwerden 

der Kündigung sämtliche mit dem Konto verbundenen Dienst-

leistungen verweigert würden und er dieses nur noch für die 

Zinszahlungen für die Hypothek verwenden könne. Die Bank 

lenkte schliesslich ein und zahlte dem Kunden auch die bereits 

belasteten Gebühren zurück. Der Ombudsman freute sich, dass 

dieser für ihn an sich klare Fall im zweiten Anlauf doch noch 

gelöst werden konnte. Nach Ansicht des Ombudsman hätte 

der Kunde vorliegend wohl auf der kostenfreien vorzeitigen 

Rückzahlung der Festhypothek bestehen können. Die Bank 

hatte die gesamte Geschäftsbeziehung auf einen bestimmten 

Termin gekündigt, ohne dass ein Kündigungsgrund für die 

Festhypothek gegeben war. Dies hätte vom Kunden als Ange - 

bot für eine kostenlose vorzeitige Rückführung verstanden 

werden können. Da er diesen Punkt aber selber nicht auf-

brachte und sich auf die Bestreitung der Gebühren beschränkte, 

wurde der Ombudsman diesbezüglich auch nicht aktiv. Dass 

die Bank sich in Anbetracht der zahlreichen Fehler und Wider-

sprüche nicht zu einer Entschuldigung gegenüber dem Kunden 

hatte durchringen können, erachtete der Ombudsman als 

bedauerlich.
2019/16

GEBÜHREN FÜR KUNDEN MIT DOMIZIL IM AUSLAND NACH DER KÜNDIGUNG DER GESCHÄFTSBEZIEHUNG

Die Bank kündigte dem Kunden mit Domizil im Ausland wegen einer Anpassung ihrer Geschäftsstrategie die gesamte 

Geschäftsbeziehung. Dieser erteilte die gewünschten Saldierungsaufträge und wollte seine Hypothek zurückzahlen. Die 

Bank verlangte vom Kunden für die Rückzahlung eine hohe Vorfälligkeitsentschädigung. Sie zeigte sich schliesslich bereit, 

die Hypothek bis zum Ablauf der Festzinsperiode weiterlaufen zu lassen, verlangte aber vom Kunden, dafür ein Konto 

weiterzuführen, damit darauf die Zinsen belastet werden können. Für dieses Konto verlangte sie von ihm wegen seines 

Wohnsitzes im Ausland eine Zusatzgebühr. Der Kunde wehrte sich gegen diese Gebühr erfolglos. Im Ombudsverfahren 

konnte schliesslich erreicht werden, dass die Bank auf die Gebühr verzichtete. 
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Die Bank erhielt angeblich von der Kundin ein E-Mail mit einem 

angehängten Dokument. Dieses Dokument enthielt den 

umstrittenen Zahlungsauftrag über 9000 CHF, welcher von 

der Kundin nicht unterschrieben war. Die Bank bat die Kundin 

darauf per E-Mail, den Auftrag zu unterzeichnen und ihr diesen 

entweder im Original oder als eingescannte Kopie noch einmal 

zukommen zu lassen. Sie erhielt darauf den unterzeichneten 

Auftrag als eingescannte Kopie per E-Mail und führte diesen 

aus. Es stellte sich heraus, dass das E-Mail von Betrügern 

 verfasst war, welche das E-Mail-Konto der Kundin gehackt 

hatten. Diese hatten aufgrund der Rückfrage der Bank auf dem 

Auftrag eine gefälschte Unterschrift angebracht. Die Bank hatte 

die Fälschung nicht erkannt und den Auftrag ausgeführt.

Gemäss der Kundin entsprach die Unterschrift auf dem Auf-

trag nicht dem von ihr bei der Bank hinterlegten Unterschrif-

tenmuster. Sie habe zudem noch nie einen Auftrag in dieser 

Höhe erteilt und noch nie Geld an Empfänger im Ausland 

 überwiesen. Zahlungsaufträge per E-Mail habe sie immer vor-

gängig telefonisch angekündigt. Sie war deshalb der Meinung, 

die Bank habe den Auftrag nicht mit der notwendigen Sorgfalt 

geprüft. Hätte sie dies getan, hätte die Fälschung erkannt 

werden müssen. Die Bemühungen der Bank, den Betrag von 

der Empfängerbank zurückzuerhalten, blieben erfolglos. Die 

Kundin reklamierte bei der Bank und verlangte die Rück-

buchung des Betrages. Die Bank wollte zu ihrer Reklamation 

vorerst nicht Stellung nehmen, da sie das Ergebnis der poli-

zeilichen Ermittlungen abwarten wollte. Die Kundin gelangte 

darauf an den Ombudsman. Dieser kontaktierte die Bank und 

stellte ihr diverse Fragen zum Vorfall. Die Bank machte der 

Kundin nach Vorlage des Polizeiberichtes den Vorschlag, ihr 

4500 CHF, d. h. 50 % des überwiesenen Betrags, wieder gut-

zuschreiben. Sie schickte dieses Schreiben direkt an die 

Kundin, ohne auf die Fragen des Ombudsman einzugehen.

Der Ombudsman kontaktierte die Bank deshalb erneut und bat 

sie, zu seinen Fragen Stellung zu nehmen. Er fragte sie, ob sie 

mit der Kundin eine E-Mail-Vereinbarung abgeschlossen habe. 

Wünscht ein Kunde, der Bank Aufträge via E-Mail zu erteilen, 

und ist eine Bank bereit, Aufträge in dieser Form trotz der 

Risiken dieses Kommunikationskanals zu akzeptieren, wird 

dies gemäss der Erfahrung des Ombudsman üblicherweise in 

einer Vereinbarung geregelt. Solche Vereinbarungen enthalten 

in der Regel eine Risikoaufklärung inklusive einer Regelung 

über die Haftung bei Missbräuchen sowie eine Regelung 

des genauen Prozesses, z. B. ob und in welcher Form E-Mail- 

Aufträge vor der Ausführung rückbestätigt werden müssen. 

Aus den Unterlagen ging lediglich hervor, dass die Bank in ihren 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen den Kunden zusicherte, 

gegen betrügerische Aktivitäten geeignete Massnahmen zu 

ergreifen und den Schaden daraus zu tragen, wenn sie die 

geschäftsübliche Sorgfalt verletzt. Ob sie mit der Kundin eine 

E-Mail-Vereinbarung abgeschlossen hatte, war nicht ersicht-

lich. Der Ombudsman hielt fest, dass unabhängig von einer 

solchen Vereinbarung Rückfragen im Zusammenhang mit per 

E-Mail erteilten Aufträgen nicht über denselben E-Mail-Kanal 

erfolgen sollten, da diese so in den meisten Fällen wieder in 

die Hände der unbekannten Betrüger fallen, welche ihre Täu-

schungen damit aufrecht erhalten können. Im Weiteren stellte 

der Ombudsman zwischen der Unterschrift der Kundin auf den 

Briefen, welche diese ihm zukommen liess, und derje  nigen auf 

dem gefälschten Zahlungsauftrag erhebliche Abweichungen 

fest. Da er nicht über das bei der Bank hinterlegte Unterschrif-

tenmuster verfügte und sich Unterschriften erfahrungsgemäss 

über die Zeit verändern können, bat er die Bank, sich zum Vor-

wurf der Kundin zu äussern, die Unterschrift sei nicht sorg-

fältig genug geprüft worden. Zudem ersuchte er die Bank, zum 

Vorwurf der Kundin Stellung zu nehmen, sie habe in der Ver-

gangenheit keine Aufträge in dieser Art erteilt, und die Zah-

lung sei für sie ungewöhnlich gewesen. Schliesslich teilte er 

der Bank mit, auf der Basis der ihm zurzeit bekannten Infor-

mationen sei ein Vergleich über lediglich 50 % der Schadens-

summe seines Erachtens nicht angemessen und bat sie, eine 

Erhöhung des Vergleichsangebots zu prüfen.

Die Bank vertrat in ihrer Antwort zwar nach wie vor die Mei-

nung, sie habe am Zahlungsauftrag nichts Ungewöhnliches 

erkennen können und die Legitimation der Kundin mit der übli-

chen Sorgfalt abgeklärt. Sie zeigte sich schliesslich aber bereit, 

ihr Vergleichsangebot auf ² ⁄³ der Schadenssumme, d. h. auf 

insgesamt 6000 CHF zu erhöhen. Der Ombudsman musste 

davon ausgehen, dass eine weitere Erhöhung des Vergleichs-

angebots im Rahmen des Vermittlungsverfahrens nicht 

 realistisch war und empfahl der Kundin angesichts der Risiken 

eines Gerichtsverfahrens, das Angebot anzunehmen. Sie zeigte 

sich damit zufrieden und nahm das Vergleichsangebot an.

2019/17

BETRÜGERISCH AUSGELÖSTE ZAHLUNG

Das E-Mail-Konto der Kundin wurde gehackt. Den unbekannten Tätern gelang es darauf, bei der Bank mit einem E-Mail, 

welches die Absenderadresse der Kundin aufwies, eine Zahlung über 9000 CHF an ein Empfängerkonto bei einer Bank in 

Übersee auszulösen. Der Betrag konnte nach Entdeckung des Vorfalls bei der Empfängerbank nicht mehr erhältlich 

gemacht werden. Nach Ansicht der Kundin war die Bank verpflichtet, den Betrag ihrem Konto wieder gutzuschreiben, da 

sie den Auftrag nicht sorgfältig genug geprüft habe. Dieser sei für sie sowohl in der Form, wie auch inhaltlich, ungewöhnlich 

gewesen. Zudem sei die Unterschrift, welche die Bank für die Ausführung des Auftrags per E-Mail eingefordert hatte, 

erkennbar gefälscht gewesen. Nachdem sie sich mit der Bank nicht hatte einigen können, unterbreitete sie den Fall dem 

Ombudsman. Im Vermittlungsverfahren konnte die Auseinandersetzung vergleichsweise geregelt werden. 

MISSBRAUCH UND BETRUG
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Die Sicherheit der sogenannten Contactless-Funktion bei 

Kredit- und Bankkarten wurde in der Presse in der Vergan-

genheit immer wieder kritisch hinterfragt. Die Funktion erlaubt 

es, Transaktionen mit solchen Karten zu tätigen, indem diese 

lediglich in unmittelbare Nähe eines Annahmegeräts gehalten 

werden. Für Transaktionen bis zu einem bestimmten Maximal-

betrag, in der Schweiz in der Regel bis 40 CHF, ist die Eingabe 

eines PIN-Codes nicht notwendig. Kommt eine solche Karte 

in falsche Hände, ist es deshalb auch einem Unberechtigten 

möglich, diese bis zum Maximalbetrag ohne PIN-Eingabe ein-

zusetzen. Anlässlich von Gesprächen mit Branchenvertretern 

wurde dem Ombudsman versichert, dass Algorithmen einge-

setzt würden, um Missbräuche zu verhindern. Über die Einzel-

heiten dieser Sicherheitsmassnahmen wurden aus nahe-

liegenden Gründen keine Auskünfte erteilt.

Im vorliegenden Fall schilderte die Kundin, ihre gestohlene 

Karte sei in einer Art und Weise verwendet worden, welche auf 

einen Missbrauch der Möglichkeit schliessen liess, Waren und 

Dienstleistungen bis zu einem bestimmten Maximalbetrag ohne 

Codeeingabe zu bezahlen. Mit der von der Kundin seit langer 

Zeit unbenutzten Karte seien innert wenigen Tagen ausschliess-

lich mittels der beschriebenen Contactless-Funktion ohne 

Codeeingabe über 200 Transaktionen im Gesamtbetrag von 

knapp 2000 CHF getätigt worden. Dabei sei die Karte bei den 

gleichen Händlern zum Teil am gleichen Tag bis zu sieben 

Mal für Transaktionen zwischen 0.40 EUR und 25 EUR ein-

gesetzt worden. Die Kundin hatte bei der Benutzung ihrer 

anderen Karten die Erfahrung gemacht, dass bei einer sol chen 

Verwendung zuweilen der PIN angefragt wurde, obschon der 

Maximalbetrag für eine PIN-freie Zahlung nicht erreicht war. 

Vorliegend sei nicht ersichtlich, dass irgendwelche Sicher-

heitsmassnahmen vorhanden gewesen wären, welche den 

 Missbrauch hätten verhindern können, und die Bank sei nicht 

bereit, sich am entstandenen Schaden zu beteiligen.

Der Kundin war bewusst, dass sie im Zusammenhang mit der 

missbräuchlichen Verwendung ihrer Karte durch die unbe-

kannten Täter eine erhebliche Mitverantwortung trug, da sie 

die Karte vergessen hatte und deshalb nicht hatte sperren 

lassen. Da sie bisher in der Angelegenheit lediglich telefonisch 

mit der Kreditkartenherausgeberin Kontakt hatte, empfahl 

ihr der Ombudsman, sich vorerst mit einer schriftlichen 

Beschwerde an die Direktion zu wenden, damit dieser Gele-

genheit gegeben wurde, ihre Haltung zu überdenken. Selbst-

verständlich zeigte er sich bereit, den Fall entgegenzunehmen, 

falls es zu keiner Lösung kommen sollte. Die Kundin befolgte 

diesen Rat und schlug der Kreditkartenherausgeberin vor, 

sich mit einem Drittel am Schaden zu beteiligen. Wenig später 

in for mierte sie den Ombudsman, die Kreditkartenherausge -

berin habe ihr nach erneuter Prüfung des Falles per E-Mail 

 mitgeteilt, den Schaden ganz zu übernehmen. 

Der Fall zeigt, dass es wichtig und sinnvoll ist, wenn der 

Ombudsman die Kunden in einem ersten Schritt für eine 

 schriftliche Reklamation an die Direktion der Bank verweist, 

wenn dies vor der Kontaktnahme mit ihm noch nicht erfolgt 

ist. Dies erlaubt der Direktion der Bank, den Fall zu prüfen und 

gegebenenfalls direkt zu erledigen. Im vorliegenden Fall hat 

sie die Erwartungen der Kundin gar übertroffen, was der 

Ombudsman gerne zur Kenntnis nahm.
2019/18

TRANSAKTIONEN OHNE PIN-EINGABE MIT DER CONTACTLESS-FUNKTION EINER GESTOHLENEN KREDITKARTE

Der Kundin wurde im Ausland die Brieftasche mit diversen Ausweisen und Bankkarten gestohlen. Da sie eine der Kredit-

karten, welche gestohlen wurden, seit langer Zeit nicht mehr benutzt hatte, vergass sie, diese zu sperren. Als sie dann die 

Rechnung für diese Karte erhielt, musste sie feststellen, dass die unbekannten Täter sehr viele Transaktionen mittels der 

Contactless-Funktion unter dem für die Eingabe eines PIN-Codes notwendigen Minimalbetrag getätigt hatten. Sie war 

bereit, wegen des unterbliebenen Sperrauftrags einen Teil des Schadens selber zu tragen, wunderte sich aber, dass keine 

Sicherheitsmassnahmen einen solchen Missbrauch der Karte verhindert hatten. Die Kreditkartenherausgeberin weigerte 

sich zuerst, sich am Schaden zu beteiligen, entschädigte die Kundin jedoch schliesslich in vollem Umfang.
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Die Kundin verlangte von der Bank eine Entschädigung für die 

ohne ihren Auftrag ausgeführten Zahlungen. Die Bank verwei-

gerte dies und stützte sich dafür auf die Sorgfalts- und Haf-

tungsbestimmungen des gemäss Bankangaben mit der Kundin 

abgeschlossenen E-Banking-Vertrags. Auf die Frage, wann und 

wie dieser Vertrag abgeschlossen worden war, gab die Bank 

in der Korrespondenz mit der Kundin und auch in den ersten 

Antworten gegenüber dem Ombudsman ausweichende, wenn 

nicht gar irreführende Auskünfte. 

Auf die entsprechenden Nachfragen des Ombudsman erklärte 

sie schliesslich, es sei anzunehmen, dass die Kundin anläss-

lich der Kontoeröffnung, bei welcher sie von ihrer Tochter 

begleitet worden war, den Wunsch geäussert habe, einen 

E-Banking-Zugang zu erhalten. Sie behauptete, der Kundin 

sei anlässlich der Kontoeröffnung ein Dokument abgegeben 

worden, in welchem sämtliche Dienstleistungen, inklusive 

E-Banking, aufgeführt gewesen seien. Eine personalisierte 

Kopie dieses Dokuments konnte die Bank allerdings nicht 

 beibringen. Beim ersten E-Banking-Login seien sodann die 

 einschlägigen Vertragsbedingungen akzeptiert worden. Für 

dieses Login seien die Bankkarte und der zugehörige PIN 

 zwingend notwendig gewesen. Beides habe sich bei einem 

 Barbezug der Kundin an einem Bankschalter noch in ihrem 

Besitz befunden. Sie habe ihre Sorgfaltspflicht verletzt, indem 

sie es ermöglicht habe, dass der Betrüger in Besitz der Karte 

und des PIN kommen konnte. Es falle nicht in den Verantwor-

tungsbereich der Bank, dass der Betrüger, welcher zum Fami-

lienkreis der Kundin gehöre, auch das Kartenlesegerät und ein 

Passwort abgefangen habe, welche zusätzlich zur Bankkarte 

und dem PIN für den Einstieg ins E-Banking benötigt worden 

seien. Die Kundin habe es schliesslich unterlassen, sich nach 

den ausgebliebenen Kontoauszügen zu erkundigen, welche 

ihr monatlich zugestellt worden waren und offenbar vom 

Betrüger ebenfalls abgefangen wurden. Hätte sie dies getan, 

hätte sie die betrügerischen Transaktionen früher entdeckt 

und weitere solche verhindern können.

Dem Ombudsman erschien es höchst ungewöhnlich, dass die 

Bank den behaupteten Abschluss des E-Banking-Vertrags mit 

der Kundin nicht klar nachweisen konnte und diesen auf der 

Basis von solchen Mutmassungen herleiten musste. In diesem 

E-Banking-Vertrag waren die Sorgfaltspflichten der Kundin 

beschrieben. Er enthielt auch die Grundlagen, gestützt auf 

welche Transaktionen, die nicht von der Kundin getätigt 

wurden, dieser zugerechnet und ihrem Konto belastet werden 

konnten. Die Kundin bestritt den Abschluss eines solchen 

 Vertrages, da sie keine E-Banking-Dienstleistungen wollte, 

keine dafür notwendigen elektronischen Geräte hatte und 

solche gemäss ihren Angaben wegen des Fehlens der not-

wendigen Kenntnisse auch nicht hätte bedienen können. Der 

Ombudsman muss als neutraler Vermittler die Glaubwürdig-

keit der Parteien respektieren und kann einen bestrittenen 

Sachverhalt nicht mittels eines Beweisverfahrens verbindlich 

klären. Im Rahmen des Vermittlungsverfahrens musste des-

halb offenbleiben, welche Partei in Bezug auf den umstrittenen 

Abschluss eines E-Banking-Vertrags recht hatte.

Der Ombudsman erachtete es nach der Würdigung der Par-

teistandpunkte als sinnvoll, den Streitfall vergleichsweise 

zu regeln. Dabei ging er davon aus, dass die Bank für den 

Abschluss des von ihr geltend gemachten Vertrages nach-

weispflichtig ist. Er hatte grosse Zweifel daran, dass der Bank 

in einem Gerichtsverfahren ein solcher Nachweis gelingen 

würde. Die Kundin musste sich demgegenüber wohl anrech - 

nen lassen, dass der Betrüger in Besitz der Bankkarte und des 

zughörigen PIN gelangt war. Dass sie auch dafür verantwort-

lich war, dass das Kartenlesegerät und das E-Banking-Pass-

wort vom Betrüger abgefangen wurde, schien ihm jedoch nicht 

einsichtig, wenn sie, wie von ihr dargelegt, keinen E-Banking-

Vertrag abgeschlossen und keine solche Sendung erwartet 

hatte. Andererseits hatte sie dadurch, dass sie sich tatsäch-

lich nie nach Kontoauszügen erkundigt hatte und demzu - 

folge auch keine solchen kontrollieren konnte, tatsächlich zur 

Vergrösserung des Schadens beigetragen.

Aufgrund dieser Überlegungen forderte der Ombudsman die 

Bank auf, der Kundin weitgehend entgegenzukommen. Diese 

lehnte jedoch jegliches Entgegenkommen kategorisch ab. Er 

musste deshalb seine Vermittlungsbemühungen einstellen und 

die Kundin in einem abschliessenden Bescheid an die ordent-

lichen Gerichte verweisen. Gegenüber der Bank äusserte er 

sein Unverständnis über ihre mangelnde Vergleichsbereit-

schaft und ihr Verhalten während des Ombudsverfahrens.

2019/19

BESTRITTENE E-BANKING-TRANSAKTIONEN

Die Kundin, welche sich im vorliegenden Fall an den Ombudsman wandte, befand sich bereits in fortgeschrittenem Alter 

und wurde von ihrem Enkel vertreten. Sie hatte vor einigen Jahren bei der Bank ein Konto eröffnet und musste feststellen, 

dass dieses mittels Zahlungsaufträgen im Gesamtbetrag von rund 70 000 CHF, welche via E-Banking erteilt wurden, prak-

tisch geleert wurde. Sie war sich nicht bewusst, je einen E-Banking-Vertrag abgeschlossen zu haben, besass nach ihren 

Angaben keinen Computer und hatte auch keine Computerkenntnisse. Es stellte sich heraus, dass der Schwiegersohn der 

Kundin die von der Bank an ihre Adresse gesandten Zugangsdaten für das E-Banking abgefangen hatte. Danach hatte er 

sich das Geld seiner Schwiegermutter auf sein Konto und dasjenige seiner Frau bei der gleichen Bank überwiesen und 

schliesslich verbraucht. Die Bank weigerte sich, die Kundin zu entschädigen, und verweigerte auch im Ombudsverfahren 

jegliches Entgegenkommen. Sie wurde dafür vom Ombudsman scharf kritisiert. Es blieb ihm jedoch nichts anderes übrig, 

als die betagte Kundin an die ordentlichen Gerichte zu verweisen. 
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Aus den Unterlagen des Kunden ging nur allzu deutlich hervor, 

dass er schwer enttäuscht und verärgert war und sich sehr 

unfair behandelt vorkam. Der Ombudsman konnte dies nach-

vollziehen, stand aber nach Durchsicht der Unterlagen vor 

der anspruchsvollen Aufgabe, dem Kunden verständlich zu 

erklären, dass eine Schadensregelung auf der Ebene der 

 Kreditkartentransaktion mit der Bank nicht möglich war. 

Dieser hatte mit der Kreditkarte Fussballtickets erworben, 

welche sich auf der Torseite des Fussballfeldes relativ nahe 

am Spielfeld befanden und hatte dafür viel Geld bezahlt. Vor 

Ort musste er dann Plätze akzeptieren, welche sich auf der 

langen Seite des Spielfeldes weit oben in den Sitzreihen 

befanden, und war sehr enttäuscht. Zudem empfand er den 

Ticketzuteilungsprozess als chaotisch. Er versuchte nach dem 

Spiel, von der Ticketplattform direkt eine Rückerstattung zu 

erhalten. Dies wurde ihm mit dem Argument verweigert, dass 

sich die Ticketplattform in ihren Allgemeinen Geschäftsbe-

dingungen vorbehalte, die Erwerber zu «upgraden» und ihnen 

bessere Plätze zuzuteilen, als diese gebucht hatten. In den 

Geschäftsbedingungen war auch eine genaue Hierarchie der 

Sektoren in den Fussballstadien aufgeführt, d. h. es war nach 

objektiven Kriterien festgehalten, was als «Upgrade» gilt. Die 

dem Kunden zugeteilten Plätze galten gegenüber den von 

ihm gebuchten Plätzen als besser, obschon er selber dies 

 offensichtlich völlig anders empfand. Er sah im Vorgehen 

der Ticketplattform einen Betrug und warf der Bank dabei 

 Gehilfenschaft vor.

Den Unterlagen war zu entnehmen, dass die Bank ein soge-

nanntes Chargeback-Verfahren einleitete. Dieses Verfahren 

steht innerhalb der Kreditkartenorganisationen zur Verfügung, 

um fehlerbehaftete Kreditkartenbelastungen für die Kunden 

rasch und ohne grösseren Aufwand zu korrigieren, z. B. wenn 

diese geltend machen, eine mit der Karte bezahlte Leistung 

sei nicht oder nur mangelhaft erfolgt. Der Anbieter der Leis-

tung hat im Rahmen des Chargeback-Verfahrens die Möglich-

keit, glaubhaft zu machen, dass er die Leistung vertragsge-

mäss erbracht hatte. Dies ist im vorliegenden Fall geschehen. 

Die Ticketplattform hat in ihrer Stellungnahme gegenüber der 

Kreditkartenorganisation, wie bereits direkt gegenüber dem 

Kunden, erklärt, sie sei zum erwähnten «Upgrade» aufgrund 

ihrer Allgemeinen Geschäftsbedingungen berechtigt gewesen. 

Die Kreditkartenorganisation hat deshalb eine Rückbelastung 

abgelehnt. Die Bank, welche die Kreditkarte herausgab, war 

an diesen Entscheid gebunden und musste den Kunden bitten, 

sich gegebenenfalls gerichtlich direkt mit der Ticketplattform 

auseinanderzusetzen, wenn er seine Ansprüche weiterver-

folgen wolle.

Die Kunden haben gemäss den Kartenbedingungen in der 

Regel keinen Anspruch darauf, dass ein Kreditkartenheraus-

geber für sie ein solches Chargeback-Verfahren einleitet. Sie 

müssen sich Belastungen für Kreditkartentransaktionen, 

welche sie getätigt haben, grundsätzlich anrechnen lassen und 

sich bei Problemen im Grundverhältnis, d. h. im Zusammen-

hang mit der erworbenen Ware oder Dienstleistung, direkt 

mit dem Anbieter auseinandersetzen. Trotzdem erwartet der 

Ombudsman, dass ein Kreditkartenherausgeber ein Charge-

back-Verfahren einleitet, wenn ein Kunde eine Transaktion 

glaubhaft beanstandet, für welche ein solches zur Verfügung 

steht. Diese Erwartungen hatte die Bank im vorliegenden Fall 

erfüllt. Der Grund für den negativen Entscheid, welchen die 

Kreditkartenorganisation im Chargeback-Verfahren getroffen 

hatte, war zudem für den Ombudsman nachvollziehbar. Es war 

unbestritten, dass der Kunde den Fussballmatch besuchen 

konnte. Für den Wechsel der Tickets konnte sich der Anbieter 

auf eine vertragliche Regelung berufen. Die Frage, ob diese 

Regelung angemessen war, konnte im sogenannten Zahlungs-

verhältnis durch die Kreditkartenherausgeberin als Zahlungs-

vermittlerin nicht entschieden werden. Sie musste und durfte 

den Kunden dafür direkt an die Ticketplattform verweisen. Da 

diese ihm gegenüber eine Entschädigung bereits abgelehnt 

hatte, blieb ihm einzig die Möglichkeit, seine Forderung ge - 

richtlich geltend zu machen.

Der Ombudsman sah kein Fehlverhalten der Bank und erklärte 

dem Kunden in einem abschliessenden Bescheid, dass ein 

 Vermittlungsverfahren vor diesem Hintergrund nicht einge -

leitet werden könne.
2019/20

BEANSTANDUNG EINES MIT EINER KREDITKARTE BEZAHLTEN ONLINE-KAUFS VON FUSSBALLTICKETS

Der Kunde hatte für einen Fussballmatch der Premier League über eine englische Ticketplattform online Tickets erworben 

und mit einer von der Bank herausgegebenen Kreditkarte bezahlt. Vor Ort hatte er dann nicht die Plätze zugeteilt erhalten, 

welche er gebucht hatte. Er verlangte von der Bank 75 % des Kaufpreises zurück, nachdem seine Reklamation bei der 

Ticketplattform erfolglos gewesen war. Die Bank leitete ein sogenanntes Chargeback-Verfahren ein, welches für den 

Kunden ebenfalls negativ ausging, und verweigerte eine Entschädigung. Danach führte der Kunde mit der Bank einen 

intensiven Briefwechsel, in welchem er ihr schwere Vorwürfe machte, und legte den Fall schliesslich dem Ombudsman vor. 

Nach Durchsicht der ihm vom Kunden vorgelegten Unterlagen kam der Ombudsman zum Schluss, dass im vorliegenden 

Fall kein Fehlverhalten der Bank vorlag. Er erteilte dem Kunden deshalb einen abschliessenden Bescheid, ohne die Bank 

vorgängig zu kontaktieren. 

KREDITKARTEN 
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Das Eingabeformular dieses Kunden war auf dem Briefpapier 

seines Arbeitgebers, eines bekannten Medienunternehmens, 

gedruckt. Die Anfrage stellte er jedoch in seinem eigenen 

Namen. Er erklärte, er bezahle seine Rechnungen immer elek-

tronisch und verwies auf einen Konkurrenten der Bank, wel-

cher bei seinen Kreditkartenrechnungen keine Rundungen von 

Rappenbeträgen vornahm. 

Da der Kunde geltend machte, die Bank runde die Rappenbe-

träge immer auf die nächst höheren 5 Rappen auf, z. B. von 

95.17 CHF auf 95.20 CHF und verhalte sich so systematisch 

zu seinem Nachteil, entschied der Ombudsman diese zu kon-

taktieren und zu einer Stellungnahme aufzufordern. Es stellte 

sich heraus, dass der Kunde eine Rechnung über 74.68 CHF, 

welche auf 74.70 CHF aufgerundet war, im genauen Rappen-

betrag überwiesen und somit zwei Rappen zu wenig bezahlt 

hatte. Zum Beweis, dass die Bank auch Beträge von XX.17 CHF 

auf XX.20 CHF aufrundete, legte er dem Ombudsman die 

nächste Monatsrechnung vor. Auf dieser summierten sich seine 

Einkäufe auf einen Betrag von 305.17 CHF, welcher scheinbar 

auf 305.20 CHF aufgerundet, anstatt auf 305.15 CHF abge-

rundet worden war. Die Aufrundung erfolgte aber gemäss der 

Stellungnahme der Bank nur deshalb, weil von der vorange-

henden Rechnung noch zwei Rappen ausstehend waren und 

die Rechnung somit effektiv auf 305.19 CHF lautete, welche 

auf 305.20 CHF aufgerundet wurden. 

Damit hatte die Bank ihrer Ansicht nach die üblichen kaufmän-

nischen Rundungsregeln eingehalten. Sie stützte sich zudem 

auf Art. 84 Abs. 1 OR, wonach Geldschulden «in gesetzlichen 

Zahlungsmitteln der geschuldeten Währung» zu bezahlen seien. 

Die kleinste aktuell gültige Einheit der Schweizer Währung sei 

das Fünfrappenstück, weshalb das Runden auf diese Stücke-

lung zulässig sei.

Der Ombudsman beschied dem Kunden, gemäss seiner 

 Erfahrung sei es tatsächlich üblich, dass im elektronischen 

Zahlungsverkehr auch mit ungerundeten Rappenbeträgen 

gerechnet werde. Wo es zu einem Rechnungsabschluss komme, 

und wo es Schnittstellen zu nicht elektronischen Zahlungs-

vorgängen geben könne, z. B. durch Einzahlungen mit einem 

Einzahlungsschein an einem Postschalter, werde jedoch übli-

cherweise auf den Betrag der nächstgrösseren oder nächst-

kleineren Einheit, in welcher das Zahlungsmittel vorhanden 

sei, gerundet. Dies entspreche den gängigen Rundungsregeln, 

welche sich einmal zugunsten des Kunden und ein andermal 

zugunsten der Bank auswirken könnten. Der Ombudsman gehe 

davon aus, dass sich die Auf- und Abrundungen über einen 

 längeren Zeitraum gesehen etwa die Waage halten würden, und 

konnte dem Argument, die Bank würde sich auf diese Weise 

zulasten der Kunden bereichern, deshalb nicht folgen. Er teilte 

die Ansicht der Bank, dass sie bei der Rechnungsstellung auf 

die nächste kleinste Einheit des vorhandenen gesetzlichen 

 Zahlungsmittel runden könne. Er erachtete es zudem als ver-

tretbar, dass die Bank die Rechnungsstellung einheitlich hand-

habte und nicht zwischen Kunden unterschied, welche die 

Rechnung ausschliesslich elektronisch beglichen und eine 

 Rundung deshalb nicht erforderlich war, und solchen, welche 

für die Begleichung der Rechnung regelmässig oder gelegent-

lich den Postschalter benutzten, was zumindest bei Barzah-

lung einen gerundeten Betrag voraussetzt. Er konnte deshalb 

im Zusammenhang mit Rundungen nach den üblichen kauf-

männischen Regeln kein Fehlverhalten der Bank erkennen und 

erteilte dem Kunden abschliessend einen entsprechenden 

Bescheid.
2019/21

KREDITKARTENRECHNUNG MIT GERUNDETEN RAPPENBETRÄGEN

Der Kunde störte sich daran, dass auf seiner Kreditkartenrechnung die Rappenbeträge jeweils auf die nächsten fünf 

Rappen gerundet wurden. Er war der Ansicht, dies sei in den Allgemeinen Kartenbedingungen nirgends festgehalten und 

auch nicht notwendig, da heute Rechnungen elektronisch beglichen würden. Dies sei auch in genauen Rappenbeträgen 

möglich. Der Ombudsman sah im Vorgehen der Bank kein Fehlverhalten, solange die üblichen kaufmännischen Rundungs-

regeln eingehalten werden.
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DEVISENHANDEL 

Der Kunde beschwerte sich bei der Bank über die seiner 

Ansicht nach nicht angemessenen Preise und hatte eine 

Liste mit Preisen zusammengestellt, welche 11 verschiedene 

Broker für die selben Währungspaare zum gleichen Zeitpunkt 

publiziert hatten. Diese wichen zwischen 670 und 850 PIPs 

 (Percentage in points) zu seinen Ungunsten von denen ab, 

welche die Bank der Zwangsverwertung zugrunde gelegt 

hatte. Er bat die Bank offenzulegen, welche Preise sie für die 

Positionen bei ihren Liquiditätsgebern erhalten hatte. Zudem 

verlangte er die Wiederherstellung der Positionen oder eine 

Ent schädigung für den von ihm erlittenen Schaden in der 

Höhe von knapp 5500 EUR.

Die Bank beschied ihm, zum fraglichen Zeitpunkt mit sehr 

 eingeschränkter Marktliquidität habe nur noch einer ihrer 

 Liquiditätsgeber für die zur Diskussion stehenden Währungs-

paare Preise gestellt, wenn auch mit substantiell erhöhten 

Spreads. Die Positionen des Kunden seien zu diesen Preisen, 

zuzüglich eines üblichen Markups, liquidiert worden. Dabei 

habe es sich um Marktpreise gehandelt. Da die Bank, wie im 

Forex-Geschäft üblich, die direkte Gegenpartei des Kunden 

gewesen sei und die Transaktionen auf der Basis des Kauf-

rechts abgewickelt worden seien, müsse sie die von ihrem 

Liquiditätsgeber erhaltenen Preise nicht offenlegen. Dies hätte 

sie nur dann tun müssen, wenn sie in den Transaktionen als 

Kommissärin gehandelt hätte. Sie habe jedoch mit ihrem 

 Liquiditätsgeber aufgrund ihrer guten Kundenbeziehung nach-

träglich für die Kunden, welche im Zusammenhang mit dem 

«Flash Crash» besonders schlechte Preise erhielten, einen 

Rabatt aushandeln können. Deshalb sei sie in der Lage, dem 

Kunden im Umfang von rund 190 EUR entgegenzukommen. 

Dieser war mit dem Angebot nicht zufrieden und kontaktierte 

den Ombudsman. Er hielt an seinen Forderungen fest und 

 vertrat die Ansicht, die Bank hätte den Handel einstellen 

müssen, als nur noch einer ihrer Liquiditätsgeber überhaupt 

Preise gestellt habe, welche jedoch derart weit von anderen 

auf dem Markt ersichtlichen Preisen abgewichen seien, und 

hätte diese schlechten Preise nicht berücksichtigen dürfen.

In ihrer Stellungnahme an den Ombudsman hielt die Bank an 

ihrer Position fest. Sie erklärte, im Forex-Handel bestehe kein 

zentraler Markt, an welchem für Währungspaare verbindliche 

Preise gebildet würden. Es handle sich bei den Forex-Transak-

tionen um bilaterale Geschäfte, in welchen die Bank gegen-

über den Kunden als direkte Gegenpartei auftrete. Dies sei 

wichtig, um die zwischen ihr und den Kunden gegenseitig 

 bestehenden Rechte und Pflichten zu verstehen, welche sie 

vorliegend in jeder Hinsicht erfüllt habe. Preisunterschiede 

zwischen einzelnen Anbietern seien normal. Die vom Kunden 

eingereichte Preisübersicht sei deshalb irrelevant. Zudem sei 

unklar, ob überhaupt Transaktionen zu diesen Preisen erfolgt 

seien. Der Kunde habe auf einen externen Algorithmus ver-

traut und sich dadurch, dass er viele kleine Positionen mit einer 

hohen Hebelwirkung eröffnet habe, den typischen Risiken 

des Forex-Geschäftes ausgesetzt, zu denen im «Flash Crash» 

versiegte Liquidität und plötzliche, hohe Preisschwankungen 

gehörten. Es wäre nicht angebracht gewesen, den Handel 

 einzustellen, da dies nur bei wesentlich schwerwiegenderen 

Ereignissen, wie z. B. den Entscheiden der Schweizerischen 

Nationalbank vom Januar 2015 im Zusammenhang mit der 

EUR-Untergrenze, in Frage komme. Von einer Einstellung des 

Handels wären im Übrigen auch Kunden betroffen gewesen, 

welche mit ihren Positionen hätten Gewinne machen können. 

Sie betonte schliesslich, im schweizerischen Recht gebe es 

keine «Fair Price»-Theorie und sie sei aufgrund der anwend-

baren vertraglichen Grundlagen nicht verpflichtet, für den 

Kunden den bestmöglichen Preis zu erzielen. Vielmehr sei sie 

in einer solchen Situation berechtigt, irgendeinen Preis zu 

akzeptieren, welcher von einem ihrer Liquiditätsgeber gestellt 

werde, denn dabei handle es sich immer um einen Marktpreis. 

Dies selbst dann, wenn nur einer der Liquiditätsgeber verbleibe, 

bei welchen es sich in der Regel um grosse, international tätige 

Banken handle. Sie wiederholte ihre Bereitschaft, dem Kunden 

190 EUR zu vergüten, und hielt fest, dabei handle es sich um 

eine rein kommerzielle Geste, mit welcher die in der Zwangs-

verwertung erzielten Preise nicht nachträglich abgeändert 

würden.

Der Ombudsman muss als neutraler Mediator die Glaub-

würdigkeit der Parteien respektieren. Eine detaillierte Abklä-

rung der vorliegend umstrittenen Marktverhältnisse resp. der 

zum fraglichen Zeitpunkt für die zur Diskussion stehenden 

 Währungspaare gehandelten Preise kann nicht Gegenstand 

des Ombudsverfahrens sein. Er vertritt jedoch die Ansicht, 

dass ein Kunde in dieser Situation Anspruch auf eine faire 

und will kürfreie Behandlung hat. Dabei ist die Tatsache zu 

berücksichtigen, dass sich die Bank in einem Interessenkon-

flikt befindet und der Kunde bei einer Zwangsverwertung nicht 

mehr unter Preisen von verschiedenen Anbietern wählen kann. 

Das Kaufrecht, auf welches sich die Bank vorliegend berief, 

MARKTPREIS BEI EINER ZWANGSWEISEN SCHLIESSUNG VON DEVISENPOSITIONEN

Der Kunde hatte bei der Bank eine grosse Anzahl von Devisenpositionen in Währungspaaren, welche am 2. Januar 2019 von 

einem sogenannten «Flash-Crash» betroffen waren, d. h. einem kurzzeitigen Mangel an Liquidität auf dem Devisenmarkt, 

welcher zu starken Preisschwankungen führte. Da gemäss der Bank für die offenen Positionen keine genügende Margen-

deckung mehr vorhanden war, wurden diese zu einem grossen Teil mit Verlust automatisch geschlossen. Nach Ansicht des 

Kunden hatte die Bank für die Berechnung der Margendeckung und die gestützt darauf erfolgte zwangsweise Schliessung 

seiner Positionen Preise verwendet, welche von den Marktpreisen stark abwichen. Er verlangte die Wiederherstellung seiner 

Positionen oder eine Entschädigung in der Höhe des von ihm erlittenen Verlustes. Im Ombudsverfahren konnte keine 

Lö sung erzielt werden, da die Bank nicht bereit war, dem Kunden in einem wesentlichen Umfang entgegenzukommen. Der 

Ombudsman musste den Fall schliessen, obschon die Bank ihn nicht überzeugen konnte, dass sie korrekt gehandelt hatte.
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versteht unter dem Begriff des Marktpreises den Preis, wel-

chen Marktteilnehmer für ein bestimmtes Gut an einem 

bestimmten Ort zu einem bestimmten Zeitpunkt in regelmäs-

sigen Trans aktionen bezahlen resp. erzielen. Ein Marktpreis 

kann in der Regel nicht genau festgelegt werden, sondern 

bewegt sich in einer Bandbreite. Wenn nur noch ein Liquiditäts-

geber Preise offeriert, kann nach Ansicht des Ombudsman der 

Marktpreis nicht auf der Grundlage einer solchen Offerte alleine 

bestimmt werden, sondern es müssten die Angebote weiterer 

Teilnehmer in Betracht gezogen werden. Im Forex-Vertrag der 

Bank konnte der Ombudsman zudem keine Bestimmungen 

finden, welche das konkrete Vorgehen der Bank gerechtfertigt 

hätten. Da die Bank auch nach mehreren Briefwechseln zu 

keinem Entgegenkommen bereit war, musste der Ombudsman 

den Fall mit einem Bescheid an den Kunden abschliessen und 

ihn für den Fall, dass er seine Ansprüche weiterverfolgen wollte, 

an die ordentlichen Gerichte verweisen. 
2019/22
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FALLZAHLEN 2019

Im Laufe des Berichtsjahrs wurden dem Ombudsman 718 neue 

schriftliche Fälle sowie 1298 mündliche Anfragen unterbreitet. 

Zudem bestand aus dem Vorjahr eine Pendenz von 91 noch 

nicht abgeschlossenen schriftlichen Fällen. 159 der neuen 

schriftlichen Fälle (etwas über 20 %, Tendenz steigend) wur-

den auf elektronischem Weg (Datenupload über die Website) 

 eingereicht. Insgesamt konnten im Berichtsjahr 2013 Fälle 

(1298 mündliche und 715 schriftliche) durch die Ombudsstelle 

abgeschlossen werden, was einer Zunahme von rund 5 % ge-

genüber dem Vorjahr (1926) entspricht. 

Bei den schriftlich eingereichten Fällen stand einer markanten 

Abnahme der Fälle aus der Deutschschweiz (–27 %) eine leichte 

Zunahme der Fälle aus den übrigen Regionen (Ausland, fran-

zösische und italienische Schweiz) gegenüber, was insgesamt 

zu einem Rückgang von gut 10 % (von 797 auf 715) führte. 

 Demgegenüber konnte bei den mündlichen Fällen ein starker 

Anstieg um 15 % verzeichnet werden (von 1129 auf 1298). Einer 

Abnahme der mündlichen Anfragen aus dem Ausland (– 6 %) 

stand eine Zunahme um 20 % der Anfragen aus der Schweiz 

gegenüber. 151 der abgeschlossenen schriftlichen Fälle war 

eine mündliche Anfrage vorausgegangen. 94 schriftliche Fälle 

konnten im Verlaufe des Berichtsjahres noch nicht abschlies-

send behandelt werden. 

Im Interesse einer Vereinfachung und Verbesserung der Les-

barkeit wird seit 2017 unter «Anzahl Fälle mündlich» neu das 

Total aller mündlichen Anfragen ausgewiesen, inklusive der-

jenigen Fälle, welche einen schriftlichen Fall nach sich zogen. 

Um einen Vergleich zu ermöglichen, wurden die Zahlen der 

Jahre 2014 bis 2016 entsprechend angepasst.*

ENTWICKLUNG DER ABGESCHLOSSENEN MÜNDLICHEN UND SCHRIFTLICHEN FÄLLE 2014 BIS 2019

  Anzahl Fälle schriftlich   Anzahl Fälle mündlich

*Angepasste Fallzahlen
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Sachgebiete
  Anlageberatung, Vermögensverwaltung   Kredite, Hypotheken   Diverses

  Börse, Depot   Konto, Zahlungsverkehr, Karten 

Mündlich Schriftlich
Produkte und Dienstleistungen Anzahl Pro Sachgebiet Anzahl Pro Sachgebiet

Anlageberatung 37

122 9 %

26

72 10 %
Execution only 7 8

Vermögensverwaltungsmandat 39 23

Vorsorgeprodukte 39 15

Depot/Custody 64

105 8 %

44

69 10 %
Devisenhandel 11 13

Effektenhandel 20 10

Schrankfach 10 2

Baukredit 16

291 23 %

3

102 14 %

Festhypothek 152 48

Hypothek allgemein 66 28

Konsumkredit/Konsumgüterleasing 28 9

Lombardkredit 3 1

Spezialhypothek (Libor) 10 4

Übrige Kredite 13 9

Variable Hypothek 3 0

Bankbeziehung generell 243

723 56 %

141

446 62 %

Check 10 3

Debitkarte 9 11

Konto/Sparheft 222 184

Kreditkarte 49 37

Prepaidkarte 10 2

Schalter/Automat 22 5

Zahlungsverkehr 158 63

Diverses 57 57 4 % 26 26 4 %

Total 1298 1298 100 % 715 715 100 %

ABGESCHLOSSENE FÄLLE 2019 NACH PRODUKTEN ODER DIENSTLEISTUNGEN BZW. SACHGEBIET
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Die nachfolgenden Zahlen basieren auf den im Berichtsjahr 

abgeschlossenen schriftlichen Ombudsfällen, liegen doch  

bei telefonischen Anfragen im Regelfall keine gesicherten 

Informationen über das im Anschluss vom Kunden gewählte 

Vorgehen und das Ergebnis seiner allfälligen weiteren Diskus-

sionen mit der Bank vor.

ENTWICKLUNG DER SCHRIFTLICHEN FÄLLE NACH 

SACHGEBIET 

Der Ombudsman teilt die Fälle in die Hauptsachgebiete «Anla-

geberatung, Vermögensverwaltung», «Börse, Depot», «Kredite, 

Hypotheken», «Konto, Zahlungsverkehr, Karten» und «Diverses» 

ein und zeigt sowie kommentiert jeweils deren Entwicklung im 

Vergleich zum Vorjahr.

2018 2019 Veränderung

Anlageberatung, Vermögensverwaltung 73 72 –1 %

Börse, Depot 92 69 –25 %

Kredite, Hypotheken 104 102 –2 %

Konto, Zahlungsverkehr, Karten 479 446 –7 %

Diverses 49 26 –47 %

Total 797 715 –10 %

Wie immer in den letzten Jahren stellte das Sachgebiet «Konto, 

Zahlungsverkehr, Karten» mit 446 Fällen die grösste Gruppe 

dar. Da die Fallzahl in diesem Sachgebiet weniger stark sank 

als die Gesamtzahl, erhöhte sich der Anteil nochmals von 60 % 

im Vorjahr auf 62 %.

  Konto, Zahlungsverkehr, Karten

  Diverses

  Total Anzahl schriftliche Fälle

  Anlageberatung, Vermögensverwaltung

  Börse, Depot

  Kredite, Hypotheken

100 %

0 %

ENTWICKLUNG DER PROZENTUALEN ANTEILE NACH SACHGEBIET VON 2014 BIS 2019
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ANLAGEBERATUNG, VERMÖGENSVERWALTUNG

Unter dieses Sachgebiet fallen Anfragen und Beschwerden 

hauptsächlich wegen Beratungsfehlern der Bank oder unsorg-

fältiger Vermögensverwaltung. Seit 2013, als das Thema Retro-

zessionen aktuell war, war der Anteil am Gesamtvolumen 

stetig von 30 % auf 7 % im Jahr 2016 gesunken und steigt seit - 

her wieder leicht an. Die Fallzahlen im Berichtsjahr erreichten 

 praktisch den Vorjahreswert, was bei insgesamt gesunkenen 

Fallzahlen eine Erhöhung des Anteils dieses Sachgebiets von 

9 % im Vorjahr auf 10 % im Berichtsjahr ergab. Schwerpunkte 

bildeten Beratungs- und Abwicklungsfragen, welche mit 50 % 

bzw. 25 % zusammen drei Viertel der Fälle in diesem Sachge-

biet betrafen.

BÖRSE, DEPOT

Bei Fällen dieser Kategorie stehen vornehmlich eine fehler-

hafte oder unvollständige Ausführung von Börsenaufträgen 

oder nicht korrekt abgerechnete Fondsanteile im Zentrum. Im 

Berichtsjahr haben sie sowohl absolut (von 92 auf 69) als auch 

relativ (von 12 % auf 10 %) abgenommen. 

KREDITE, HYPOTHEKEN

Bei im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunkener Fallzahl (von 

104 auf 102) resultierte ein leicht gestiegener Anteil dieses 

Sachgebiets am Gesamtvolumen (von 13 % auf 14 %). Grösstes 

Teilgebiet bilden mit beinahe 50 % der Fälle erneut die Fest-

hypotheken, bei denen Streitigkeiten bei der Auflösung (Vor-

fälligkeitsprämie bei vorzeitiger Rückzahlung, Abschluss-

gebühren) im Vordergrund standen.

KONTO, ZAHLUNGSVERKEHR, KARTEN

Trotz des Rückgangs von 479 im Vorjahr abgeschlossenen 

Fällen auf 446 im Berichtsjahr, steigerte sich der Anteil dieses 

Sachgebiets am Gesamtvolumen noch einmal von 60 % auf 

62 %. Fast drei Viertel der Fälle betrafen die Teilgebiete 

Konto/Sparheft und Bankbeziehung generell. Anders als im 

Vorjahr, als Gebührenfragen das Hauptthema waren, bildeten 

Legitimations- und Abwicklungsfragen mit 30 % resp. 27 % die 

Schwerpunkte, während Gebührenfragen vergleichsweise 

bescheidene 20 % ausmachten.

DIVERSES

In diese Sammelkategorie fallen Fälle, welche keines der defi-

nierten Sachgebiete betreffen oder nicht hauptsächlich einem 

solchen zugeordnet werden können. Ausserdem erhielt der 

Ombudsman wie immer einige Anfragen, die nicht in seinen 

Zuständigkeitsbereich fielen (keine Bank involviert, allgemeine 

Anfragen und generelle Rechtsauskünfte etc.). In diese Kate-

gorie fällt stets auch eine gewisse Anzahl seltsamer Anfragen 

jeglicher Art. Der Anteil dieser Fallkategorie verminderte sich 

sowohl absolut als auch prozentual markant im Vergleich zum 

Vorjahr.

PROBLEMURSACHEN

Neben den Sachgebieten erhebt der Bankenombudsman auch 

die Problemursache, also die Frage, was der Auslöser dafür 

ist, dass sich der Bankkunde an den Ombudsman wendet. Die 

wichtigste Problemursache im Berichtsjahr bildeten wie im 

 Vorjahr Abwicklungsfragen. Von 161 Fällen im Vorjahr stieg die 

Sachgebiet

 
Problemursache

Anlageberatung, 
Vermögensverwaltung

Börse, 
Depot

Kredite, 
Hypotheken

Konto, Zahlungs - 
verkehr, Karten

 
Diverses

 
Total

Beratung 35 6 5 7 2 55

Abwicklung 17 39 52 142 4 254

Betrug 0 3 5 57 2 67

Legitimation 3 4 0 98 2 107

Gebühren 13 10 30 77 4 134

Technik/E-Banking 0 3 0 13 0 16

Fehler Kunde 0 0 0 9 0 9

Anforderung Bank 1 2 0 4 0 7

Restriktion Bank 2 1 8 24 0 35

Anderes 1 1 2 15 12 31

PROBLEMURSACHEN AUFGETEILT NACH SACHGEBIETE (ERLEDIGTE SCHRIFTLICHE FÄLLE 2019)
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Anzahl im Berichtsjahr auf 254 Fälle, was einem Anteil von 

36 % entspricht. 142 dieser Fälle (53 %) betrafen das Sachge-

biet «Konto, Zahlungsverkehr, Karten» und weitere 52 Fälle 

(20 %) den Bereich «Kredite, Hypotheken». Eine weitere, wich-

tige Problemursache bildeten wiederum Gebührenfragen. So 

standen im Berichtsjahr Gebührenfragen bei 134 abgeschlos-

senen schriftlichen Fällen im Zentrum, was einem Anteil von 

19 %  entspricht (Vorjahr 15 %). 

Neben Legitimationsfragen, welche im Berichtsjahr immerhin 

15 % aller Fälle betrafen, verzeichneten alle anderen Problem-

ursachen (z. B. Beratung und Betrug) Anteile von unter 10 % am 

Total der abgeschlossenen schriftlichen Fälle.

GEOGRAFISCHE HERKUNFT DER KUNDEN

2019 machte die Veränderungen des Vorjahres, wo hinsicht-

lich der Herkunft der Kunden eine Verschiebung von auslän-

dischen Kunden und Kunden aus der Romandie zu solchen aus 

der Deutschschweiz resultiert hatte, praktisch rückgängig. So 

legten die Anteile der Kunden aus dem Ausland (von 32 % im 

Vorjahr auf 37 %), aus der italienischen Schweiz (von 3 % auf 

5 %) und aus der Romandie (von 13 % auf 15 %) zu, während der 

Anteil Kunden aus der Deutschschweiz von 52 % im Vorjahr auf 

43 % im Berichtsjahr zurückgegangen ist. Bei den Kunden aus 

dem Ausland dominieren nach wie vor die Länder aus der unmit-

telbaren Nachbarschaft (Deutschland 64, Frankreich 28 Fälle 

oder 24 % resp. 11 % aller Fälle aus dem Ausland).

  CH-I

  Ausland
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  CH-F 
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0 %
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ENTWICKLUNG DER PROZENTUALEN ANTEILE NACH GEOGRAFISCHER HERKUNFT VON 2014 BIS 2019
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STREITWERT

Dort, wo es sinnvoll und möglich ist, erhebt der Banken-

ombudsman den Streitwert einer Angelegenheit. 2019 galt dies 

für 58 % der abgeschlossenen schriftlichen Fälle. In insgesamt 

88 % dieser Fälle blieb der Streitwert unter 200 000 CHF und 

in 81 % betrug er maximal 100 000 CHF.
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FALLERLEDIGUNG

Bei 578 der 715 im Berichtsjahr erledigten schriftlichen Fälle, 

d. h. wie im Vorjahr in rund 81 % dieser schriftlichen Fälle, hat 

der Kunde ein Vermittlungsersuchen gestellt. Den restlichen 

Teil der erledigten Fälle (137 Fälle) bildeten Anfragen, bei 

denen der Kunde den Ombudsman um eine Auskunft oder eine 

Beurteilung seines Anliegens im Sinne einer Orientierungs -

hilfe ersucht hat (104 Fälle bzw. rund 15 %), oder Kundenbe-

schwerden an die Bank, welche dem Ombudsman lediglich zur 

Kenntnisnahme zugestellt wurden (33 Fälle bzw. rund 5 %).

Auf 31 % (Vorjahr 27 %) aller schriftlichen Ersuchen vermochte 

der Ombudsman nicht einzutreten. Dies entweder mangels 

Zuständigkeit (5 %) oder weil der Kunde sein Anliegen noch 

nicht direkt der Bank gegenüber geltend gemacht hatte (26 %). 

In weiteren 13 % der Fälle erfolgte eine Einstellung des Verfah-

rens, nachdem vom Ombudsman beim Kunden eingeforderte 

Unterlagen ausgeblieben waren.

Gegen 3 % der Fälle mussten aufgrund der sich stellenden 

Beweisfrage ergebnislos beendet werden. Dies sind Fälle, 

bei denen die Parteien im Vermittlungsverfahren in wesent-

lichen Punkten auf unterschiedlichen Wahrnehmungen 

beharren, die erforderliche Kompromissbereitschaft vermissen 

lassen und auch der Ombudsman nicht in der Lage ist, den 

 tatsächlichen Sachverhalt festzustellen.

Der Ombudsman wendet sich an die Bank, um Fehler abzu-

klären, aber auch, um nicht eindeutigen Situationen auf den 

Grund zu gehen. So kann ein Sachverhalt bewertet und 

abschliessend geklärt werden. Im Berichtsjahr intervenierte 

der Ombudsman bei 188 Fällen, was einem Anteil von 26 % am 

Total aller Fälle oder 33 % der Fälle mit Vermittlungsersuchen 

entspricht. In 118 Fällen erachtete der Ombudsman nach 

 vertiefter Faktenanalyse eine Korrektur durch die Bank als 

angezeigt. In der grossen Mehrzahl dieser Fälle (94 %) hat sich 

die Bank der Meinung des Ombudsman angeschlossen und 

ist dem Kunden entgegengekommen.

2014 2015 2016 2017 2018 2019

Total Fälle 887 100 % 923 100 % 800 100 % 825 100 % 797 100 % 715 100 %

ohne Intervention 612 69 % 645 70 % 567 71 % 561 68 % 564 71 % 527 74 %

mit Intervention 275 31 % 278 30 % 233 29 % 264 32 % 233 29 % 188 26 %

Korrektur angezeigt 122 100 % 159 100 % 148 100 % 158 100 % 137 100 % 118 100 %

Korrektur erfolgt 114 94 % 148 93 % 142 96 % 151 96 % 132 96 % 111 94 %

Korrektur verweigert 8 6 % 11 7 % 6 4 % 7 4 % 5 4 % 7 6 %

ENTWICKLUNG DER ERLEDIGTEN FÄLLE IN BEZUG AUF INTERVENTION UND KORREKTUR 2014 BIS 2019
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BEARBEITUNGSDAUER

Wie bereits im Vorjahr, verminderte sich die durchschnitt - 

liche Bearbeitungsdauer der Fälle im Berichtsjahr tendenziell 

weiter. So erhielten 64 % der Intervenienten (6 % mehr als im 

Vorjahr) bereits innerhalb eines Monats eine abschliessende 

Antwort des Ombudsman. Der Anteil der weiteren Fälle, die 

innerhalb von 3 Monaten abgeschlossen werden konnten, 

 verringerte sich zwar von 26 % auf 21 %; trotzdem konnten ins-

gesamt 85 % (Vorjahr 84 %) der Anfragen und Beschwerden 

innert 3 Monaten behandelt und abgeschlossen werden. 

Eine lange Bearbeitungsdauer von über 6 Monaten betraf im 

Berichtsjahr wie im Vorjahr 5 % der abgeschlossenen Fälle. 

Die Bearbeitungsdauer eines Falles, d. h. die Länge des Zeit-

raums zwischen seinem Eingang bei der Ombudsstelle und 

dem Abschluss des Dossiers, hängt von verschiedenen 

 Faktoren ab, die einer direkten Einflussnahme durch den 

Ombudsman teilweise entzogen sind, wie bspw. die Zeitge-

rechtigkeit und Vollständigkeit der Reaktion von Banken und 

Kunden auf Schreiben des Ombudsman. Damit hat der Anteil 

der Interventionen einen grossen Effekt auf die durchschnitt-

liche Bearbeitungsdauer: Ist die Interventionsquote – wie im 

Berichtsjahr – tief, so verringert sich die durchschnittliche 

 Be arbeitungsdauer tendenziell, weil das Warten auf eine Bank-

antwort vermehrt wegfällt. 
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  Eingegangene Suchanfragen   Gutgeheissene Suchanfragen   Vermutete Bankkunden
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SUCHANFRAGEN 2019

Geografische Verteilung 
(in %)

Eingegangene 
Suchanfragen 

(Anzahl 468)

Gutgeheissene 
Suchanfragen 

(Anzahl 424)

Vermutete  
Bankkunden 
(Anzahl 466)

Bestätigte  
Überein stimmungen 

(Anzahl 41)

Europa 83,5 83,0 84,3 73,2

Schweiz 8,5 7,5 6,9 2,4

Deutschland 37,2 36,7 37,5 22,1

Frankreich 8,3 8,7 10,1 14,6

Italien 6,4 6,6 6,4 7,3

Osteuropa 7,3 6,8 7,9 2,4

Übriges Europa 15,8 16,7 15,5 24,4

Afrika 0,9 0,7 0,7 4,9

Asien 6,6 7,1 7,5 4,9

Australien/Ozeanien 0,6 0,7 0,7 0,0

Mittel- und Südamerika 2,4 2,6 3,2 0,0

Nordamerika 6,0 5,9 3,6 17,0

ENTWICKLUNG DER SUCHANFRAGEN BEI DER 

 ANLAUFSTELLE 2014 BIS 2019

Der Schweizerische Bankenombudsman hat im Rahmen seiner 

Tätigkeit als zentrale Anlaufstelle für die Suche von kontakt- 

und nachrichtenlosen Vermögenswerten im Berichtsjahr 468 

neue Suchanfragen erhalten, die sich jeweils auf Vermögens-

werte einer oder mehrerer vermuteter Bankkunden bezogen. 

Von diesen und den noch aus dem Vorjahr pendenten Suchan-

fragen wurden 424 Anfragen als ausreichend legitimiert 

betrachtet und folglich 466 vermutete Bankkunden in der zen-

tralen Datenbank kontakt- und nachrichtenloser Vermögens-

werte abgefragt.
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VERTEILUNG 2001 BIS 2019 (IN CHF)
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Periode Kundenbeziehungen (Anzahl) Konto-/Depotwerte (in CHF) Schrankfächer (Anzahl)

2019 41  7,5 Mio. 5

2001 – 2019 571  115,2 Mio. 62

ZUGÄNGLICH GEMACHTE WERTE

Im Berichtsjahr konnten die Vermögenswerte von insgesamt 

41 kontaktlosen Kundenbeziehungen (Konto-/Depotwerte 

von 7,5 Millionen CHF und der Inhalt von 5 Schrankfächern) 

berechtigten Personen zugänglich gemacht werden. 12 dieser 

Fälle betrafen Suchanfragen, die von Berechtigten bereits in 

einem der Vorjahre eingereicht und von der Anlaufstelle seither 

pendent gehalten worden waren, die Kontaktlosmeldung der 

Kundenbeziehung durch die Bank aber erst im Verlaufe des 

Berichtsjahrs erfolgte.
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GESCHÄFTSSTELLE

Per 31. Dezember 2019 präsentiert sich das Team unverändert 

mit 9 Festangestellten, resp. 8,4 Vollzeitstellen, wie folgt:

Marco Franchetti, lic. iur., Notar Bankenombudsman

Rolf Wüest, lic. iur., Rechtsanwalt Stellvertreter von Marco Franchetti, Stv. Bankenombudsman

Isaia D’Amelio, Dr. iur. Stv. Bankenombudsman

Martin Frei, Fürsprecher Stv. Bankenombudsman

Helga Frey, lic. iur., Rechtsanwältin Stv. Bankenombudsman

Nathaniel Kleiner, MLaw, Rechtsanwalt Rechtskonsulent

Valérie Büsser-Marion Stabsstelle

Cornelia Studinger, Exec. MBA ZFH Stabsstelle

Stefan Peter, lic. rer. pol. Anlauf- und Meldestelle nachrichtenlose Vermögen

Adresse Schweizerischer Bankenombudsman 
Bahnhofplatz 9  
Postfach 
CH-8021 Zürich

Telefon (8.30 –11.30 Uhr) +41 (0)43 266 14 14 deutsch/englisch 
+41 (0)21 311 29 83 französisch/italienisch

Fax +41 (0)43 266 14 15

Webseite www.bankingombudsman.ch

Schweizerischer Bankenombudsman | Jahresbericht 2019 | Geschäftsstelle
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STIFTUNG

Frau Annemarie Huber-Hotz, die hochgeschätzte Präsidentin 

der Stiftung, verstarb unerwartet am 1. August 2019. Ihre Nach-

folge war bis Ende 2019 noch nicht entschieden.

Demnach präsentiert sich die Zusammensetzung des Stiftungs-

rates per 31. Dezember 2019 wie folgt:

Annemarie Huber-Hotz, Dr. h. c. (bis 1.8.2019) 

Nachfolge vakant

Präsidentin, alt Bundeskanzlerin, Bern

Markus Grünenfelder Vizepräsident, Präsident ad interim, ehem. CEO der 

Nidwaldner KB, Buochs

Anne-Christine Fornage, Prof. Dr. iur. Professorin an der Universität Lausanne, Sitten

Ivo Eusebio Alt Bundesrichter am Schweizerischen Bundesgericht, 

Airolo

Christophe Barman Präsident der Fédération romande des consommateurs FRC, 

Lausanne

Andreas Barfuss Administrator der Stiftung, Basel

Ernst & Young AG, Zürich Revisionsstelle

Schweizerischer Bankenombudsman | Jahresbericht 2019 | Stiftung
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